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1. PRIVATISIERUNG - ES KOMMT DARAUF AN ...

... was man darunter versteht, wenn man darüber sprechen will. Seit An­
fang der 80er Jahre wurden unter dem Sammelbegriff Privatisierung die
unterschiedlichsten wirtschaftspolitischen Maßnahmen durchgeführt,
mit dem Ergebnis, daß Privatisierung immer häufiger als reines Schlag­
wort verwendet wird, das nur einen sehr vagen Inhalt hat. Tatsächlich
kann Privatisierung als ein umfassendes Konzept, als ein ordnungspoliti­
sches Grundsatzprogramm verstanden werden, das zu einer Verkleine­
rung des öffentlichen Sektors führen soll. In diesem Fall steht der Begriff
als Synonym für den Rückzug des Staates allgemein, ein Trend, der in den
80er Jahren Momentum gewonnen hat (PIRIE 1988: 3--16). Da jedoch auch
Deregulierung und Förderung des Wettbewerbs in diesem Zusammen­
hang unter den Begriff Privatisierung fallen (MATSUBARA 1991: 49), soll zu­
nächst zur Präzisierung und Klärung dessen, wovon im folgenden die
Rede sein wird, auf die Bedeutung von Privatisierung im engeren Sinne
eingegangen werden.

Neben dem sich am Eigentum orientierenden Begriff, der Privatisie­
rung als eine Übertragung bzw. Veräußerung von öffentlichem Verrnö­
gen an private Personen oder Unternehmen definiert (LOESCH 1987: 42),
bestehen nach LAUX (1993: Spalte 749) folgende weitere Formen: Die so­
genannte Aufgabenprivatisierung, die besagt, daß spezielle Aufgaben­
bereiche (z. B. Reinigungs- oder Sicherheitsdienste) ausgegliedert und
privaten Unternehmen übertragen werden, die Verrichtungs- oder Aus­
führungsprivatisierung, im Zuge derer unter Beibehaltung der öffentli­
chen Trägerschaft die technische Durchführung ganz oder teilweise
privatwirtschaftlichen Organisationen übertragen wird (z. B. die Be­
triebsführung öffentlicher Einrichtungen wie Stadthallen oder auch Ge­
fängnisse durch Privatunternehmen) sowie die Überführung öffentli­
cher Unternehmen in privatrechtliehe Rechtsformen, auch formelle
Privatisierung genannt. Selbst die Angleichung öffentlichen Wirtschaf­
tens an privatwirtschaftliche Betriebsführungsprinzipien wird als Priva-
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tisierung verstanden, was nach LOESCH (1987: 44-45) jedoch treffender
als Kommerzialisierung bezeichnet werden sollte.1

Natürlich richtet sich die Art der Privatisierung nach den angestrebten
Zielen, die mit der Privatisierung verfolgt werden. In Form ganzer Ziel­
bündel besteht nach SULEIMAN und WATERBURY (1990: 3-4) eine Vielfalt:
von Motiven, die hinter Privatisierungen stehen können:

1) Abschaffung der dem öffentlichen Sektor inhärenten Ineffizienz, Effizi­
enzsteigerung aufgrund der Kräfte des Marktmechanismus;

2) Förderung der Entwicklung von Finanzmärkten, die wiederum als Fi­
nanzierungsquellen für neue Unternehmen dienen können;

3) Erhöhung der Staatseirmahmen bzw. Verringerung der Staatsverschul­
dung;

4) Erweiterung des finanziellen Handlungsspielraums des Staates, d. h.
mögliche Verwendung des zusätzlichen Einkommens zur Steuersen­
kung oder zu politischen Zwecken;

5) Förderung einer breiten Verteilung von Aktienbesitz im Volk als Bei-
trag zur Sicherung gesellschaftlicher Stabilität;

6) Schwächung der Gewerkschaften.

Aufgrund dieser Überlegungen ist es notwendig, Privatisierung im Kon­
text zu untersuchen, d. h. den geschichtlichen Hintergrund, die ökonomi­
sche und politische Situation, die institutionellen Rahmenbedingungen,
die Unternehmens- und Marktsituation des jeweils zu privatisierenden
Unternehmens sowie die existierenden Interessengruppen zu berücksich­
tigen. Daher ist es sinnvoll, eine Analyse von Privatisierung anhand einer
konkreten Fallstudie durchzuführen, wofür sich die Privatisierung der Ja­
panischen Staatsbahn besonders eignet. Zum einen finden sich in ihr
gleich mehrere der oben dargestellten Zielsetzungen. Zum anderen ist sie

1 Auch in der japanischen Privatisierungsdiskussion ist der Begriff minieika [Priva­
tisierw1g] keinesfalls eindeutig definiert. Nach MATSUBARA (1991: 47-50) verwen­
det man in Japan min'eika gewöhnlich im Zusammenhang mit der Unterneh­
mensform des öffentlichen Unternehmens (kökigyö no keiei keifai), wobei sich
min'eika entweder auf die Umstrukturierung des öffentlichen Unternehmens be­
zieht (dieser Prozeß wird auch als kabushiki gaislzaka [Umwandlung in eine Ak­
tiengesellschaft] bezeichnet), was einer formellen Privatisierung entspricht, oder
aber auf den Verkauf der Aktien, was einer Eigentumsprivatisierung gleich­
kommt, in Japan auch oft als "vollständige Privatisierung" bezeichnet.
Im folgenden wird der Begriff Privatisierung im Zusammenhang mit der Japa­
nischen Staatsbahn im Sirme einer formellen Privatisierung verwendet, da der
Staat weiterhin Eigentümer aller aus der Japanischen Staatsbahn hervorgegan­
genen Eisenbahngesellschaften ist, wobei 62,S % der Aktien einer Teilgesell­
schaft (FUKUI ef al. 1994: 15), die verkauft wurden, die Ausnahme darstellen.
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nicht nur aus wirtschaftspolitischer Sicht interessant, sondern läßt auch
Rückschlüsse auf Machtverhältnisse innerhalb der japanischen Gesell­
schaft zu und führt somit tief in die Verflechtungen von Wirtschaft, Politik
und Bürokratie. Und eben diese komplexen Zusammenhänge müssen ih­
rerseits in Betracht gezogen werden, wenn die Privatisierung der Japani­
schen Staatsbahn beurteilt bzw. die eingangs gestellte Frage nach dem Re­
formcharakter der Balmprivatisierung beantwortet werden soll.

2. PRIVATISIERUNG UND VERWALTUNGSREFORM IN JAPAN

Die 70er Jahre standen in Japan, wie auch in den anderen Industriestaaten,
im Zeichen der Krise. Auf der einen Seite wuchs die politische Instabilität,
kein Kabinett überdauerte die magische Grenze von zwei Jahren. Die Po­
litiker waren mit sich selbst beschäftigt, so daß keine langfristige Politik
geplant und umgesetzt wurde. Die Politikverdrossenheit in der Bevölke­
rung nahm zu (110 1993: 25-26).

Auf der anderen Seite litt Japans Wirtschaft unter den Folgen der durch
den Ölschock im Jahre 1973 bedingten Rezession, zu deren Überwindung
wirtschaftspolitische Maßnahmen nach dem Muster des keynesianisch
geprägten deficit spending durchgeführt wurden. Dies hatte jedoch eine
schnell anwachsende Staatsverschuldung sowie eine steigende Inflation
zur Folge.2 Im Jahre 1974 verzeichnete Japan das erste Mal seit dem Ende
des Zweitep Weltkriegs Negativwachstum, in den darauffolgenden Jah­
ren sehr niedriges Wachstum. Damit verbunden war eine Verringerung
des Steueraufkommens, was wiederum die Staatsverschuldung erhöhte.

Angesichts einer rasch steigenden Abhängigkeit von Staatsanleihen und
eines allgemein abnehmenden Handlungsspielraums durch Überschuldung
lag es im Interesse des Staates bzw. der damaligen Regierung unter Öhira
Masayoshi3

, die Staatsfinanzen zu sanieren, was durch die Einführung einer
Mehrwertsteuer geschehen sollte. Dieses Vorhaben stieß jedoch auf großen
Widerstand in der Bevölkerung, was Öhira bzw. seiner Partei, der Liberal­
demokratischen Partei Japans LDP (Jijü Minshutä), bei den Unterhauswahlen
1979 leichte Stimmenverluste einbrachte, die aber schwer wogen, da sie zu
einer Patt-Situation zwischen Koalition und Opposition führten.

2 Als weiterer Faktor, der erheblich zu steigenden Staatsausgaben und somit zu
einem sich vergrößernden Defizit beitrug, sind die wachsenden Staatsausga­
ben für die soziale Absicherung zu nennen, eine Entwicklung, die in der Ver­
besserung des Sozialversicherungssystems Anfang der 70er Jahre begründet
liegt (NOGUCHI 1993: 43).

3 Öhira Masayoshi war von November 1978 bis zu seinem Tod im April 1980 Mi­
nisterpräsident Japans (NozAwA 1991: 468).
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Etwa zur selben Zeit wurde deutlich, daß der privatwirtschaftliche Sek­
tor Japans durch enorme Anstrengungen im Vergleich zu anderen Indu­
strieländern schneller die Ölkrise überwunden hatte, was der Privatwirt­
schaft im Volk einen gewissen Respekt verschaffte. Der öffentliche Sektor
hingegen lenkte die Aufmerksamkeit auf sich durch die Aufdeckung von
Skandalen über Unregelmäßigkeiten in der Rechnungsführung bei öffent­
lichen Unternehmen (110 1993: 28).

In diesem Umfeld wurden die Forderungen seitens des erstarkten privat­
wirtschaftlichen Sektors nach einer Finanzstrukturreform sowie nach dem
Rückzug des Staates (chiisana seifu) lauter. Gleichzeitig wandte sich die Pri­
vatwirtschaft gegen eine Anhebung derKörperschaftssteuer, die nach dem
Scheitern der Einführung einer allgemeinen Mehrwertsteuer im Gespräch
war. Statt dessen verlangte sie die Umstrukturierung des öffentlichen Sek­
tors, der im Gegensatz zur Privatwirtschaft trotz der Krise keinen Versuch
unternommen habe, die Effizienz zu steigern lmd Kosten zu reduzieren. Be­
rücksichtigt man den Umstand, daß die LDP von Spenden der Privatwirt­
schaft und natürlich vom Waluvolk abhängig ist, blieb der Regierung nichts
anderes übrig, als auf die Forderungen des Ehrenvorsitzenden eines großen
japanischen Arbeitgeberverbandes (Keidanren), Dökö Toshio, einzugehen
und eine Finanzstruktur- und Verwaltungsreform (gyäsei kaikaku) zu be­
schließen, ohne die Einnahmen zu erhöhen, was bedeutet, daß das Haupt­
augenmerk auf Ausgabenkürzung gerichtet werden sollte.

So wurde im März 1981 die sogenannte Zweite Ad-hoc-Kommission
zur Verwaltungsreform (Daini Rinji Gyäsei Chäsakai) eingerichtet,4 die di­
rekt dem Kabinett unterstand, ein Sonderstatus, der der Kommission ge­
nügend Durchsetzungskraft verleihen sollte gegenüber der Bürokratie,
also der zu reformierenden Verwaltung. Unter dem Vorsitz des bereits er­
wähnten Dökö Toshi05 wurde die Kommission mit der Aufgabe betraut,

4 Eine kurze Anmerkung zur Geschichte der Verwaltungsreform in Japan: Zwar
existiert in Japan seit 1948 ein Amt, das zuständig ist für Verwaltungsreform­
aufgaben (Gyäsei Kanrichä), doch wurden nach dem Zweiten Weltkrieg nur
zwei ernsthafte Versuche zur Verwaltungsreform unternommen. Der erste die­
ser Versuche begann mit der Gründung der Ersten Ad-hoc-Kommission
(Daiichi Rinji Gyäsei Chösakai) im Jahre 1962, doch war der Widerstand der Be­
hörden gegen eine radikale Reform so groß und der Rückhalt in der Bevölke­
rung so gering, daß die Umsetzung des Berichtes der ersten Ad-hoc-Kommis­
sion im Keim erstickt wurde (110 1993: 31-32).

5 Neben dem Vorsitzenden Dökö Toshio gehörten der Zweiten Ad-hoc-Kommissi­
on zur Verwaltungsreform acht weitere Mitglieder an, lmd zwar zwei Vertreter
der Industrie, zwei Vertreter der größten Gewerkschaftsdachverbände Sähyä und
Dämei, ein Vertreter der Bürokratie, einer der Gebietskörperschaften und jeweils
ein Repräsentant der Medien sowie des akademischen Bereichs (KUSANO 1989: 47).

170



Die Privatisierung der Japanischen Staatsbahn

Maßnahmen zur Kürzung der Ausgaben im Verwaltungsbereich auf zen­
traler und lokaler Ebene, zur Sicherung der Einnahmen sowie zur Ratio­
nalisierung und Effizienzsteigerung im öffentlichen Sektor auszuarbeiten
und in einem Bericht als Entscheidungsgrundlage dem Kabinett vorzule­
gen (KusANo 1989: 47-48).

Als in diesem Zusammenhang geeignete Maßnahme kam die Privatisie­
rung6 der Japanischen Staatsbahn Japanese National Railways JNR (Nihon
Kokuyu Tetsudö oder Kokutetsu) ins Gespräch, deren in enormer Geschwin­
digkeit anwachsendes Defizit zusammen mit den Ausgaben für die Kran­
kenversicherung (kenkö hoken) sowie den Subventionszahlungen für Reis
(kome), schlagwortartig die drei Ks genarmt, als der größte Ausgabenpo­
sten im Staatshaushalt galt (IMASHIRO 1988: 12).

Im Zuge einer umfassenden Reform des öffentlichen Sektors sollte sich
die Privatisierung jedoch nicht nur auf die Staatsbahn beschränken, son­
dern auch die anderen öffentlichen Unternehmen (kösha) in Japan erfas­
sen, nämlich die staatliche Telekommunikationsgesellschaft NTT (Nihon
Denshin Denwa Kösha) und die staatliche Monopolgesellschaft für Tabak
und Salz JTS (Nihon Senbai Kösha), beide im Gegensatz zur Staatsbahn
nicht defizitär. Das bedeutet, daß hier nicht das Ziel der Einsparungen
bzw. Ausgabenkürzungen im Vordergrund stand. Vielmehr sind diese
Privatisierungsmaßnahmen, neben dem allgemeinen Ziel der Verringe­
rung des öffentlichen Sektors verbunden mit Effizienzsteigerung und
Einnahmensteigerung durch den Verkauf der Aktien, auch vor einem au­
ßenwirtschaftspolitischen Hintergrund zu betrachten. Das Ausland, ins­
besondere die USA, erhoffte sich von einer Privatisierung im Telekommu­
nikations- und Tabakwarenbereich eine Öffnung des japanischen Marktes
(YAMAMOTO 1993: 339).

6 Ebenso wie Maßnahmen zur Verwaltungsreform wurden in Japan in der Ver­
gangenheit bereits Privatisierungsmaßnahmen durchgeführt, allerdings mit
anderen Zielsetzungen und unter anderen Rahmenbedingungen. Die erste Pri­
vatisierungswelle überzog Japan in der Meiji-Zeit, genauer gesagt in den
1880er Jahren, in denen im wesentlichen die vom Staat gegründeten Industrien
an den privatwirtschaftlichen Sektor teilweise unter Wert veräußert wurden.
Eine zweite Privatisierungswelle folgte nach dem Zweiten Weltkrieg, im Zuge
derer die vor dem Krieg verstaatlichten Unternehmen reprivatisiert wurden
(CALDER 1990: 163), das heißt, in diesem Fall bedeutet Privatisierung Entstaat­
lichung (denationalization). So wurden die zwei staatlichen Unternehmen der
Stromindush"ie im Jahre 1951 gegen den starken Widerstand der Opposition
und der Gewerkschaften in nelUl Unternehmen aufgespalten und privatisiert
(MATSUSHIMA 1974: 361). Dieser Privatisierungsfall ist insofern bedeutend, als
er eingehend von der Zweiten Ad-hoc-Kommission shldiert wurde (!la 1993:
68), d. h., er diente als Orientierung und Vorbild für die Privatisierung in den
1980er Jahren.
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Allen Privatisierungsmaßnahmen gemein ist jedoch der Umstand, daß
mit der Verringerung des öffentlichen Sektors eine Schwächung der meist
linksgerichteten Gewerkschaften, die im öffentlichen Sektor angesiedelt
sind, verbunden ist. Der Dachverband dieser Gewerkschaften (Sohyo) un­
terhielt enge Beziehungen zur Sozialdemokratischen Partei Japans SDPJ
(Shakaiti5), was bedeutet, daß letztlich durch Privatisierung die Möglich­
keit bestand, die innenpolitische Opposition der LDP in Japan nachhaltig
zu schwächen.

Soweit die historischen, politischen, wirtschaftlichen und institutionel­
len Ralunenbedingungen, vor deren Hintergrund die Privatisierung der
Japanischen Staatsbahn gesehen werden muß.

3. UNTERNEHMENSSITUAnON DER JNR

Wie bereits dargestellt, ist es neben der Einbeziehung dieser Rahmenbe­
dingungen wichtig, die Unternehmenssituation der JNR zu berücksichti­
gen. Welche Faktoren führten zur Verschlechterung und zum oben er­
wähnten hohen Defizit? Sind die ergriffenen Privatisierungsmaßnahmen
geeignet, diese Faktoren auszuschalten und die Bahn zu reformieren?

Die Japanische Staatsbahn wurde 1949 als öffentliches Unternehmen
(kosha) mit dem Ziel, als Eigentum des Volkes dem Allgemeinwohl zu die­
nen, etabliert und war ähnlich wie die Deutsche Bundesbahn in großem
Maße von der Verwaltung der Zentralregierung abhängig, obwohl sie de
jure einen autonomen Status innehatte (NKTSK 1949: 3).

Sie startete mit einem überhöhten Personalbestand von 604.000 Beschäf­
tigten, der daraus resultierte, daß die Bahn nach dem Krieg gezwungen
wurde, Eisenbahner aus den ehemaligen Kolonialgebieten sowie ehema­
lige Soldaten zu beschäftigen (SEKINO und MIZOBATA 1986: 277). Aus der
unmittelbaren Nachkriegszeit blieben ferner problematische Beziehungen
zwischen Arbeitern und Management der JNR bestehen, da Beschäftigte
von öffentlichen Unternehmen dem Streikverbot unterlagen, was in wei­
ten Teilen der Arbeitnehmerschaft nicht akzeptiert wurde.

Aufgrund ihres Status als öffentliches Unternehmen mußte die JNR ihr
Budget vom Verkehrsministerium, Finanzministerium sowie vom Parla­
ment genehmigen lassen, wobei herauszustellen ist, daß der Einfluß der
Liberaldemokratischen Partei in allen drei Institutionen vorherrschend
war (KUSANO 1989: 27). Mit zunehmender Verschlechterung ihrer finan­
ziellen Situation wurde die Japanische Staatsbahn in wachsendem Maße
abhängig von genehmigungspflichtigen Budgeterweiterungen. Zur Be­
einflussung der Billigung solcher Erweiterungen griff die JNR auf Verbin­
dungen zu LDP-Politikern zurück, die im Gegenzug günstige Verträge für
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die in ihren Wahlkreisen ansässigen JNR-Zulieferunternehmen verlang­
ten, was wiederum die Ausgaben der Staatsbahn erhöhte (FUKUI 1992: 25).

Bei der Fahrpreisgestaltung benötigte die JNR bis zum Jahre 1977 die
Zustimmung des Parlaments für Änderungen der Basistarife im Perso­
nen- und Güterverkehr? Politisches Kalkül der Parteien führte in diesern
Zusammenhang oft zum Scheitern notwendiger Tariferhöhungen. Den
über Fahrpreise nicht zu erhöhenden Einnahrnen standen steigende Ko­
sten gegenüber, bedingt durch Interessen der Sozialdemokratischen Par­
tei, die für ihre Klientel im öffentlichen Sektor im Parlament häufig Lohn­
erhöhungen durchsetzte (CALDER 1990: 174).

Die Zustimmung der LDP für diese Lohnerhöhungen erzielte die So­
zialdemokratische Partei dadurch, daß sie der Einrichtung der Railway
Construction Public Corporation (Tetsudä Kerzsetsu Kädarz) zustimmte, die
1964 gegründet wurde. Über diese Institution hatte die regierende LDP
die Möglichkeit, ihre Pläne zur Verbesserung und Modernisierung des
Bahnbetriebs umzusetzen, und zwar unter Umgehung des Parlaments. So
konnten auf Anweisung der Regierung Eisenbahnlinien gebaut werden,
die zwar nicht im wirtschaftlichen Interesse der JNR lagen, wohl aber iIn
sogenannten öffentlichen Interesse, das meist die Kalküle führender Poli­
tiker widerspiegelte. Deutlich wird dies bei der Planung und dem Bau der
1982 eröffneten Hochgeschwindigkeitslinien Tähoku (über Sendai nach
Morioka) und Jäetsu (über Takasaki nach Niigata), auf die der damalige Fi­
nanzminister Tanaka Kakuei (sein Wahlkreis war Niigata) massiv Einfluß
nahm und sich somit persönliche Vorteile verschaffte (OCHIAI und HING
1983: 100-104).8 Aufgrund der spezifischen Interessen von Parteien und
Politikern einerseits zum Ausbau eines teuren und teilweise unrentablen
Hochgeschwindigkeitsnetzes gezwungen, für dessen Kosten die JNR al­
leine aufkommen mußte, hatte die Staatsbahn andererseits nicht die Mög­
lichkeit, sich aus Wirtschaftlichkeitserwägungen heraus von existieren-

7 Nach der Abschaffung der Zustimmungspflicht des Parlaments bezüglich der
Änderung von Fahrpreisen stiegen diese stark an, was zusammen mit illegalen
Streiks der JNR-Beschäftigten Mitte der 70er Jahre zu einem schlechten Image
der Staatsbahn in der Bevölkerung führte, ein Umstand, der später auf die Pri­
vatisierung Einfluß ausübte.

8 Seit den 1920er Jahren besteht in Japan die Tradition, daß Politiker die Strecken­
planung im Eisenbahnbereich beeinflussen, um sich persönliche Vorteile zu
verschaffen. Damals waren es Mitglieder der Rikken Seiyukai, die als Vorläufe­
rin der LDP betrachtet werden kann, insbesondere der damalige Ministerprä­
sident Hara Takashi, die massiv Einfluß auf den Streckenbau nahmen. Unter
Hara wurde auch im Jahre 1922 das Gesetz zum Eisenbahnbau (Tetsudö fusetsu
hö) verabschiedet, das alle Strecken, deren Bau geplant war, detailliert auflistet,
jedoch ohne die Angabe eines genauen Zeitplans (UTKK 1984: 507-515).
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den Strecken zu trennen, da Streckenstillegungen der Zustimmung des
Verkehrsministers bedurften, der diese nur im Falle einer einfachen poli­
tischen Durchsetzbarkeit genehmigte.

Zusammenfassend gesagt trugen persönliche Interessen von Politikern
verschiedener Parteien in den Bereichen Budgetbewilligung, Fahrpreisge­
staltung sowie Streckenplanung in großem Ausmaß zu dem schnell an­
steigenden Defizit der Japanischen Staatsbahn bei.

Ein weiteres Charakteristikum der Unternehmenssituation der JNR
liegt im Wandel der Industrie- und Verkehrsstruktur, der sich in Japan
nach dem Zweiten Weltkrieg vollzog. So nahm die Bedeutung der
Schwer- und Grundstoffindustrie sukzessive ab, die Hauptquelle der
Energieversorgung verlagerte sich von Kohle auf Erdöl. Beides bedeute­
te für die Bahn sinkende Transportaufträge für Massengüter. Mit der zu­
nehmenden internationalen Vernetzung verlagerte sich ferner ein Teil
des Gütertransports auf den Schiffsverkehr. Der Großteil des Transpor­
tes von Gütern entfiel jedoch mit fortschreitender Motorisierung auf die
Lastkraftwagen. Im Güterverkehr nahm so aufgrund der veränderten
Marktstruktur der Anteil der JNR rapide ab. In Tonnenkilometern aus­
gedrückt lag der Anteil der Japanischen Staatsbahn am gesamten Güter­
transport im Jahre 1956 bei 49 %, im Jahre 1985 waren es nur noch 5 %. Ei­
nen ähnlichen Effekt hatte die Motorisierung im Personenbeförderungs­
bereich, was in Personenkilometern gemessen bedeutet, daß der Anteil
der JNR von 54 % im Jahre 1956 auf 23 % im Jahre 1985 sank (NKTKI
1987: 466-471).

Schließlich ist es eine Besonderheit der Marktsituation, in der die Staats­
baml aufgrund der oben dargestellten Veränderungen einen zusehends
schlechten Stand hatte, daß im Gegensatz beispielsweise zu Deutschland
neben der Staatsbahn große Privatbamlen existieren, die unter anderem
aufgrund ihrer meist auf große Ballungsräume beschränkten Operations­
gebiete sowie ihres hohen Diversifizierungsgrades erfolgreich wirtschaf­
ten.9 Die guten Betriebsergebnisse dieser Privatbalmen dienten sowohl als
Anreiz zur JNR-Privatisierung als auch als Orientierung im Zuge der Aus­
arbeitung der Privatisierungsmaßnahmen. lO

9 Insgesamt gibt es 15 solcher Privatbahnen, z. B. Töbu Tetsudö, Seibu Tetsudö, Tö­
kyö Kyükö Dentetsu, Hankyü Dentetsu etc., die vornehmlich in den großen Bal­
lungsgebieten Tökyö und Ösaka angesiedelt sind (UTK 1994: 8).

10 Um dem Eindruck entgegenzuwirken, daß alle Privatbahnen per se erfolgreich
sind: Nach einer Gesetzesänderung im Jahre 1947 wurden den in ländlichen
Regionen operierenden Privatbahnen in Japan ein Großteil der Subventionen
gestrichen, weswegen viele Bahnen ihren Betrieb einstellen mußten. Insgesamt
legten zwischen 1951 und 197563 Privatbahnen ihr gesamtes Streckermetz still
(WAKUDA 1981: 171-172).
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Die Unternehmenssituation der JNR war zusammengefaßt von folgen­
den Faktoren beeinflußt:

1) Verpflichtung, dem Allgemeinwohl zu dienen;
2) Inflexibilität und Ineffizienz bedingt durch die Form des öffentlichen

Unternehmens, verbunden mit massiver Einflußnahme von seiten der
Politik;

3) ungünstige Rahmenbedingungen.

Das alles spiegelt sich in den Unternehmensergebnissen der Japanischen
Staatsbahn wider, die seit dem Jahr 1964 von einem rasch anwachsenden
Defizit geprägt waren. Das Jahresdefizit von 1964 belief sich auf etwa 30
Mrd. Yen, das Defizit des Jahres 1985 auf einen Betrag von 1,848 Billionen
Yen, was einem Anstieg um das 60fache innerhalb von etwa 20 Jahren ent­
spricht. Die langfristigen Verbindlichkeiten stiegen im Zeitraum von 1964
bis 1985 um das 22fache an (NKTKI 1987: 479-481), womit sich das akku­
mulierte Defizit im Jahre 1987 schließlich auf etwa 25,1 Billionen Yen (ca.
312 Mrd. DM)ll (NKTKKS 1986: 10), laut anderen Quellen, die die anhän­
gigen Rentenlasten der Beschäftigten miteinzubeziehen scheinen, sogar
auf ca. 460 Mrd. DM belief (KUSANO 1989: 19),12

4. JNR-PRIVATISIERUNG: ZIELE UND STRATEGIEFORMULIERUNG

Diese Situation diente als Entscheidungsgrundlage bei der Formulierung
der Zielsetzung, die in einem Teil des im Juli 1982 erschienenen dritten Be­
richtes der bereits erwälmten Zweiten Ad-hoc-Kommission zur Verwal-

11 Zur Umrechnung wurde der Kurs von 1987 (1 DM =80 Yen) herangezogen.
12 Im Vergleich zu der Höhe der Jahresdefizite 1992 der Deutschen Bundes­

bahn/Deutschen Reichbahn, die sich auf 8,65 Mrd. DM bzw. 6,12 Mrd. DM be­
liefen (DB AG 1994: 26), erscheint das JNR-Jahresdefizit zwei Jahre vor der Pri­
vatisierung in einer Größenordnung von etwa 23 Mrd. DM enorm. Bei der Ein­
ordnung und Bewertung der JNR-Verschuldung muß jedoch beachtet werden,
daß die Japanische Staatsbahn so gut wie keine Subventionen oder Kompensa­
tionszahlungen vom japanischen Staat als Ausgleich für die Verrichtung von
sozial- und wirtschaftspolitischen Aufgaben erhielt. Im Gegensatz dazu leistet
der Bund an die DB/DR folgende Zahlungen: 1. Zahlwlgen bezogen auf be­
triebliche Erträge, z. B. für den Schienenpersonennahverkehr oder den Schie­
nenpersonenfernverkehr zu Sozialtarifen; 2. Zahlungen bezogen auf betriebli­
che Aufwendungen, wie strukturell bedingte, überhöhte Versorgungslasten; 3.
Ausgleichszahlungen für betriebsfremde Versorgungsleistungen, betriebs­
fremde Renten; 4. Investitionszuschüsse, z. B. für Ausbau und Instandhaltung
von Strecken (DB AG 1994: 27).
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tungsreform (Rincho chosakai daisanji toshin), auch Basisbericht genannt
(Kihon toshin), enthalten ist.

Es wurde vorausgesetzt, daß angesichts der Höhe des Defizits die Japa­
nische Staatsbalm nach privatwirtschaftlichen Kriterien bankrott sei. Dar­
aus wurde die Notwendigkeit einer grundsätzlichen Änderung der Unter­
nehInensstruktur abgeleitet, was durch Abschaffung des kosha-Systems
und Einführung einer privatrechtlichen Unternehmensform, also durch
die Privatisierung der JNR, erreicht werden sollte. Die neue Unterneh­
mensform sollte es ermöglichen, das Balmgeschäft effizient zu betreiben.
Der gesamte Privatisierungsprozeß sollte nicht nur eine weitere Verschul­
dung verhindern, sondern dazu beitragen, die bis dahin angefallenen Ver­
bindlichkeiten zu tilgen.

Das oberste Ziel der Privatisierung der JNR war mithin die Entschul­
dung, die Entlastung des Staatshaushaltes, wobei dieses Ziel eng mit deIn
Ziel der Effizienzsteigerung verbunden war. Dies sollte erreicht werden
durch die Beseitigung jeglicher Einmischung von außen, die Wiederher­
stellung der Autorität des Managements, also dem Abbau der Spannun­
gen zwischen Arbeitern und Management, sowie durch die Erhöhung der
Flexibilität und Steigerung der Produktivität durch Aufgabe des starren
Systems des öffentlichen Unternehmens.

Ein weiteres Ziel im Zusammenhang mit der Effizienzsteigerung lag in
der Einführung von Wettbewerb, und zwar in Form einer Aufspaltung
der Staatsbahn. Die Notwendigkeit einer Aufspaltung wurde wie folgt be­
gründet (vgl. RINCHÖ 1982: 279-287; KSKI 1985: 21-22):

Erstens übersteige die Unternelunensgröße der JNR die Fähigkeiten des
Managements, weswegen die Bildung mehrerer kleinerer Einheiten vor­
teilhaft sei.

Zweitens müsse man sich insbesondere in der Zukunft im Eisenbahnge­
schäft an die verschiedenen Bedürfnisse in den jeweiligen Regionen anpas­
sen, was mit einer landesweiten Einheitsverwaltung nicht möglich sei.

Drittens fördere die Aufspaltung das Wettbewerbsbewußtsein, das
heißt, die neuen JR-Gesellschaften würden miteinander verglichen und
stünden so in einem indirekten Wettbewerbsverhältnis. Durch die Auf­
spaltung entstehe auch ein direktes Konkurrenzverhältnis zu den großen
Privatbahnen, deren gute Unternehmensergebnisse bewiesen, wie ge­
winnbringend Wettbewerb sein könne.

Viertens schließlich kömlten durch eine Aufspaltung klare Kompeten­
zen und Verantwortlichkeiten geschaffen werden.

Dies waren die Ziele, so wie sie von offizieller Seite, das heißt von der
Ad-hoc-Kommission, formuliert wurden. Daneben existierte ein inoffizi­
elles, wenn auch sehr wichtiges Ziel, das mit einer regionalen Aufspaltung
der JNR verfolgt werden sollte, nämlich die Schwächung der Gewerk-
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schaften der JNR (KAMAKURA 1989: 461-462),13 von denen zwei, nämlich
Kokurö und Dörö, als links-orientiert und zu politisch motivierten illegalen
Streiks neigend betrachtet werden konnten. Diese mächtigen Gewerk­
schaften, die enge Verbindungen zu Oppositionsparteien unterhielten,
waren den konservativen Kräften in Japan, insbesondere der LDP, ein
Dorn im Auge und sollten durch die Verringerung des öffentlichen Sek­
tors, der mit einer Privatisierung einherging, geschwächt werden.

Bei der Betrachtung des nun folgenden Prozesses der Strategieformu­
lierung wird die Stellung deutlich, die dieses inoffizielle Ziel, das mit der
JNR-Privatisierung verfolgt wurde, einnahm. Die Privatisierung der drei
öffentlichen Unternehmen JNR, NTT und JTS bildete ursprünglich nur ei­
nen kleinen Teil der gesamten Verwaltungsreform, was sich auch institu­
tionell in der Organisation der Ad·-hoc-Kommission widerspiegelte, die in
vier Unterabteilungen aufgeteilt wurde, von denen sich nur die vierte
(Daiyol1 Bukai) unter dem Vorsitz von Katä Hiroshi14 mit der Reform des
Systems der öffentlichen Unternehmen beschäftigte (Iro 1993: 53).15

Die Bahnreform stellte also nur einen kleinen Bestandteil der Gesamt­
reform dar. Aus vornehmlich politischen Gründen wurde sie jedoch zuse­
hends in den Vordergrund geschoben, wohingegen unter anderem aus
Befürchtungen von massivem Widerstand der Bürokratie der Hauptbe­
standteil der Verwaltungsreform langsam in den Hintergrund gedrängt
wurde. Natürlich hatte man im Falle der JNR gerade aufgrund der inoffi­
ziellen politischen Zielsetzung harten Widerstand zu überwinden, was
besonderer Anstrengungen bedurfte, um die Privatisierung konsensfähig
zu machen:

Etwa zeitgleich mit der Gründung der Ad-hoc-Kommission und der Ver­
öffentlichung ihrer ersten Berichte fand eine massive Beeinflussung der öf­
fentlichen Meinwlg durch die Massenmedien, insbesondere durch die Ta-

13 Dies wird nicht nur in Kreisen behauptet, die dem linken Spektrum angehören,
sondern auch deutlich von Fachleuten geäußert, die als konservativ bezeichnet
werden können, wie beispielsweise von Prof. Okano, der als Experte bezüglich
der Balmreform in den Hearings eines Sonderkomitees zur JNR-Privatisierung
befragt wurde (Yukihide Okano, Ehrenprofessor der Tökyö Daigaku,23.6.1995).

14 Katö Hiroshi ist Professor für Volkswirtschaftslehre an der Keiö-Universität in
Tökyö. In der Kommission fungierte er als Experte für die Problematik öffent­
licher Unternehmen, insbesondere jedoch als JNR-Experte (KUSANO 1989: 49).
Außerdem gilt Katö als langjähriger Freund von Nakasone Yasuhiro (110 1993:
45), der von 1982 bis 1987 japanischer Ministerpräsident war.

15 Die anderen drei Unterabteilungen waren betraut mit der Umstrukturierung
der Bürokratie, der Funktionstrennung zwischen Zentrale und Gebietskörper­
schaften und der Änderung des Subventionssystems sowie des Systems der
Verwaltungsgenehmigungen (110 1993: 53).
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geszeitungen, statt. Wie bereits angedeutet, wurden 1979/80 Skandale im
öffentlichen Sektor allgemein aufgedeckt, in denen es vor allem um die Ver­
schwendung öffentlicher Gelder ging. Ab Ende 1981 häuften sich die Pres­
seberichte über die Mißstände bei der Japanischen Staatsbahn. Neben man­
gelnder Arbeitsmoral wurden hauptsächlich die Bezahlung nicht geleiste­
ter Überstunden, die Kostenerstattung für nicht unternommene Dienstrei­
sen sowie das unerlaubte Nelunen bezahlten Urlaubs, auf japanisch kurz
yami, kara, poca genannt, angeprangert (YAMAMOTO 1987: 37-38). Eine solche
Berichterstattung fiel auf fruchtbaren Boden, da die Öffentlichkeit unter an­
derem aufgrund der häufigen Bahnstreiks und der fast jährlichen Fahr­
preiserhöhungen um durchsclmittlich 6,7% in der zweiten Hälfte der 70er
Jahre (IMASHIRO 1991: 3) der JNR eher skeptisch gegenüberstand.

Dieser Prozeß der öffentlichen Meinungsbildung wurde unterstützt
durch die im Februar 1982 von der LDP ins Leben gerufene Kommission
zur Untersuchung der grundlegenden Probleme der Staatsbahn (Jimintä
Kokutetsu Kihon Mondai Chäsakai Kokutetsu Saiken Ni Kansuru Sho Iinkai)
unter dem Vorsitz von Mitsuzuka Hiroshi. Da es im vitalen Interesse der
LDP lag, die Japanische Staatsbahn zu privatisieren, hatten die vom Mi­
tsuzuka-Komitee veröffentlichten Berichte und Publikationen16 zum Ziel,
die Notwendigkeit und Dringlichkeit einer JNR-Privatisierung zu be­
gründen, was natürlich auch zu einer breiten Akzeptanz der Privatisie­
rungspläne bei der Bevölkerung beitragen sollte.

Nachdem mit dem Basisbericht der Ad-hoc-Kommission die Weichen
für eine Privatisierung gestellt und die Unterstützung der öffentlichen
Meinung gewonnen worden waren, folgte der nächste Schritt, nämlich die
von der Ad-hoc-Kommission empfohlene Etablierung des Kontrollaus­
schusses zur Umstrukturierung der Staatsbahn (Kokutetsu Sailcen Kanri Iin­
kai) im Juni 1983 unter dem Vorsitz von Kamei Masao.17 Dieser Ausschuß
hatte im Gegensatz zur Ad-hoc-Kommission keinen Sonderstatus, viel­
mehr sollte er den Basisbericht der Zweiten Ad-hoc-Kommission als

16 Insbesondere sind hier zwei Publikationen von MITSUZUKA zu nermen, die so­
zusagen als Werbung für die Privatisierung der JNR erschienen. Zum einen ist
dies das 1984 veröffentlichte Werk mit dem Titel Kokutetsu 0 saiken suru höhö wa
kore shika nai [Es gibt nur diese Methode zur Umgestaltung der Staatsbahn] so­
wie der 1986 erschienene Band Saraba kokuyü tetsudo. Yuganda reru wa choku sa­
neba naranu [Leb wohl, Staatsbahn. Die verbogenen Gleise müssen begradigt
werden].

17 Kamei Masao war damals Vorsitzender von Sumitomo Electric Industries
(KusANo 1989: 48). Unter den Mitgliedern des Komitees fanden sich keine Ver­
treter der JNR (110 1993: 144), d. h., die Staatsbahn wurde vom Entscheidungs­
prozeß ausgeschlossen, da sie eigene Reformversuche lmternahm und im all­
gemeinen der Privatisierung/Aufspaltung ablehnend gegenüberstand.
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Grundlage nehmen und konkrete Maßnahmen zur Privatisierung und
Aufspaltung der Japanischen Staatsbahn ausarbeiten. Als Ergebnis legte
der Ausschuß im Juli 1985 den Vorschlag zur Reform der Staatsbahn (Ko­
kutetsu kaikaku ni kansuru iken oder auch saigo iken [letzter Vorschlag] ge­
nannt) vor. Der Inhalt dieses Berichtes}8 der weitgehend mit dem des Ba­
sisberichts übereinstimmt, diente schließlich als Grundlage für die Ausar­
beitung der acht Gesetze, die im Zusammenhang mit der JNR-Privatisie­
rung im November 1986 erlassen wurden (OKANO 1989: 2).

Generell verlief der Prozeß der Entscheidung und Strategieformulie­
rung nicht so reibungslos, wie es die abrißartige Darstellung vielleicht ver­
muten läßt. Um nur ein Beispiel für Machtkämpfe anzuführen: Die JNR
hatte im Januar 1985 einen eigenen Reformplan (Keiei kaikaku no tarne no ki­
hon häsaku) vorgelegt, sozusagen als Alternative zu den vom Kontrollaus­
schuß ausgearbeiteten Strategien, in dem zwar eine Bahnprivatisierung
befürwortet, eine Aufspaltung hingegen grundsätzlich abgelehnt wurde.
Dieser Plan paßte nicht in das Konzept der Regierung, was dazu führte,
daß die JNR-Führungsspitze einschließlich ihres Präsidenten entlassen
und durch Manager ersetzt wurde, die der Regierungspolitik positiv ge­
genüberstanden (YAMAMOTO 1987: 51-52).

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß ein Schwerpunkt der Strategie­
formulierung das hohe Tempo war, mit dem die Entscheidungsträger,
sprich die Regierung und die von ihr gegründeten Ausschüsse, voran­
schritten, um den Privatisierungsgegnern, vornehmlich der JNR selbst}9
den Gewerkschaften sowie den linken Parteien, sowenig Zeit wie möglich
zur Organisierung von Widerstand zu lassen. Gleichzeitig versuchte man,
die öffentliche Meinung für die Sache der Privatisierung zu gewinnen.

18 Der Inhalt des Berichts ist detailliert wiedergegeben in Kokutetsu kaikaku ni
kansuru iken - tetsudö no mirai 0 hiraku tame ni [Vorschlag zur Reform der Staats­
balm - um der Bahn eine Zukunft zu geben], verfaßt vorn Kontrollausschuß
zur Umstrukturierung der Staatsbalm.

19 Hier ist anzumerken, daß diese Betrachtungsweise der JNR als einheitlicher
Block eine Vereinfachung darstellt. Tatsächlich existierte iImerhalb der Japani­
schen Staatsbalm von Begirm der Privatisierungsdiskussion an die sogenannte
Reform-Gruppe (kaikaku-ha), die z. B. durch Weiterleitung von JNR-internem
Material über Mißstände an die Presse aktiv für die Privatisierung arbeitete.
Auch existierten neben den bereits erwähnten linken JNR-Gewerkschaften an­
dere Gewerkschaften innerhalb der JNR wie Tetsurö und Zenshirö, die ab
1983/84 Kompromißbereitschaft bzgl. einer Unternehmensreform zeigten und
mit dem Management der JNR zusammenarbeiteten. Die radikale Gewerk­
schaft Dörö änderte ferner ihre Einstellung und befürwortete ab 1986 die JNR­
Privatisierung (YAMAMOTO 1987: 61).
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Anhand der Art der Strategieformulierung wird offensichtlich, wie
wichtig im Zusammenhang mit der JNR-Privatisierung auch die politisch
motivierten Ziele waren. Es wird ebenfalls deutlich, welche Interessen­
gruppen existierten, womit das letzte Element der oben erwälmten ver­
schiedenen Rahrnenbedingungen, die zu berücksichtigen sind, in die
Analyse miteinbezogen wurde.

Im folgenden Abschnitt soll nun auf die konkreten Ergebnisse der im
oben dargestellten Prozeß erarbeiteten Ziele und Maßnahmen eingegan­
gen werden. Wie wurde die Staatsbahn privatisiert, mit welchen Mitteln
sollte die Bahn reformiert werden?

5. UMSTRUKTURIERUNG

Die Japanische Staatsbahn JNR wurde schließlich am 1. April 1987 in ver­
schiedene Gesellschaften aufgespalten, wobei es sich hauptsächlich um
eine regionale Aufgliederung handelte. Japan hat mit diesem Privati­
sierungskonzept einen Weg beschritten, der die Regelung der Bahnpri­
vatisierung in Europa, die Trennung von Transportbetrieb und Fahrweg}O
in nur äußerst beschränktem Umfang übernimmt. Zum einen geschah das
im Bereich des Güterverkehrs: Die neue Gütergesellschaft verfügt über
kein eigenes Netz, so daß sie die Schieneninfrastruktur von den Personen­
beförderungsgesellschaften mieten muß. Zum anderen fand dieses
Konzept bis zum Herbst 1991 im Hochgeschwindigkeitsbereich Anwen­
dung, wo eine neugegründete Körperschaft die Infrastruktur im Hochge­
schwindigkeitsbereich an die Personenbeförderungsgesellschaften ver­
mietete.

Wie erfolgte die Aufspaltung konkret? Es entstanden sechs sogenannte
Japan Railway-Gesellschaften, im folgenden JR-Gesellschaften genannt,

20 Die EG-Richtlinie 9lj440jEWG schreibt die unternehmerische Unabhängig­
keit von Eisenbalmunternehmen in der Europäischen Gemeinschaft, die Tren­
nung von Infrastruktur und Verkehr, die finanzielle Sanierung sowie die
Zulassung Dritter zum Schienermetz vor (GÜNTHER 1994: 9). Die Trennung von
Infrastruktur und Verkehr wurde aus wettbewerbspolitischen Gründen festge­
legt. Als natürliches Monopol wird im Bereich der Balm weiterhin die Infra­
struktur (Schienen, Signalsystem, Betriebswerke und Bahnhöfe) betrachtet,
weswegen dieser Bereich abgespalten und aufgrund der Wahnmg der econo­
mies ofscale in der Hand eines Eigentümers belassen wird. Der Verkehrsbetrieb
hingegen stellt aufgrund der Existenz naher Substitute (Flugzeug, Kfz) im Ge­
gensatz zu früher kein natürliches Monopol mehr daI~ weswegen in diesem Be­
reich Wettbewerb zugelassen und gefördert werden soll (STARKIE 1986: 180­
183).
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und zwar drei auf der Insel Honshü, nämlich JR East (Higashi Nihon Ryo­
kyaku Tetsudo), JR Central (Tokai Ryokyaku Tetsudo) sowie JR West (Nishi Ni­
hon Ryokyaku Tetsudo), und jeweils eine JR-Gesellschaft: auf den kleineren
Inseln Hokkaidö, Shikoku und Kyüshü. Der Gütertransportbereich blieb
als eine Einheit erhalten, das heißt, die neu gegründete Gütertransportge­
sellschaft JR Freight (Nihon Kamotsu Tetsudo) ist für den gesamten nationa­
len Gütertransport auf der Schiene zuständig. Ferner etablierte man die
Shinkansen Holding Corporation (Shinkansen Tetsudo Hoyü Kiko), die die
Hochgeschwindigkeitsinfrastruktur an die JR-Gesellschaften vermietet}l
die gemeinnützige Stiftung JR Technical Research Institute (Tetsudo Sago
Gijutsu Kenkyüjo), zuständig für Forschung und Entwicklung im Eisen­
bahnbereich, die JR Information Systems (Tetsudo ]oho Shisutemu), die In­
formationsdienste für die JR-Gesellschaften leistet, sowie die JR Telecom­
munication (TetsLldo Tsüshin)22, betraut mit der Instandhaltung der
eisenbahneigenen Telekommunikationsanlagen und der Bereitstellung
allgemeiner Telekommunikationsdienste (OKANO 1989: 2; KKK 1988: 493).

All diese Gesellschaften befinden sich zunächst im Besitz der JNR
Settlement Corporation JNRSC (Nihon Kokuyü Tetsudo Seisan Jigyodan), als
Abwicklungsgesellschaft Rechtsnachfolgerin der ehemaligen JNR und
hauptsächlich mit folgenden drei Aufgaben betraut:

1) Management der langfristigen Verbindlichkeiten;
2) Management und Verkauf der JNR-Aktiva;
3) Durchführung des Personalabbaus.

Management der langfristigen Verbindlichkeiten bedeutet, daß der JNRSC
ein Großteil der gesamten Schulden übertragen wurde. Diese Vorgehens­
weise lag darin begründet, daß man für die neuen JR-Gesellschaften eine
solide finanzielle Grundlage schaffen mußte, da diese schließlich privati­
siert, d. h. gemäß dem Entschuldungsziel zu einem möglichst hohen Preis
verkauft werden sollten, was man natürlich nur dann erreichen konnte,
wenn die Unternehmensergebnisse entsprechend positiv ausfielen.

Darnit die neuen JR-Gesellschaften positive Betriebsergebnisse aufwei­
sen können, wurden konkret folgende Maßnahmen ergriffen:

21 Wie bereits erwähnt, wurde dieses System im Herbst 1991 abgeschafft. Die
Shinkansen Holding Corporation wurde aufgelöst. Statt dessen gründete man
den Eisenbahnanlagenfonds (Tetsudä Seibi Kikin).

22 Die JR Telecommunication schloß sich mit der 1984 gegründeten Nippon Tele­
com zusammen. Im September 1994 wurde dieses Unternehmen an der Börse in
Tökyö und Ösaka gelistet. Begünstigt durch die Deregulienmgsmaßnahmen auf
dem Telekommunikationsmarkt hat sich das Unternehmen schnell entwickelt
und verfügt bereits über ein landesweites Glasfasernetzwerk (ISHII 1995: 53).
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1) Die JR-Gesellschaften mußten nur die laut dem Gesetz von 1980 als
Haupt- und Nebenstrecken bezeichneten Strecken übernehmen, nicht
hingegen die sogenarmten besonderen Nebenstrecken,23 was bedeutet,
daß ein Teil der verlustbringenden Strecken von vornherein von einer
Privatisierung ausgeschlossen wurde.

2) Zur Sicherung von positiven Unternehmensergebnissen der sogenann­
ten drei Insel-JRs (JR Hokkaidö, JR Shikoku, JR Kyüshü) wurde ein Un­
terstützungsfonds, Stabilisierungsfonds genannt (keiei antei kikin), ein­
gerichtet. Aufgrund der geringen Bevölkerungsdichte dieser Inseln
wurden die dortigen JRs als potentiell defizitgefährdet eingeschätzt.
Um einer massiven Streckenstillegung zu begegnen, die die drei Insel­
JRs olme Unterstützungszahlungen wahrscheinlich durchgeführt hät­
ten, wurden von Anfang an Unterstützungszahlungen geleistet. Der
Fonds wird unmittelbar aus der JNR Settlement Corporation rnit 1,3 Bil­
lionen Yen gespeist (UN'YUSHÖ 1987: 148), wobei er innerhalb eines Zeit­
raums von 10 Jahren auf die Insel-JRs übertragen wird, deren Aufgabe
es seit 1989 ist, den Fonds so zu verwalten, daß mit ihm bei einer durch­
sdmittlichen Zinsrate von 7,3 % genug Gewinne erwirtschaftet werden
können, um die Verluste der Insel-JRs auszugleichen (FUKUI 1992: 78).

3) Die wichtigste Maßnahme in diesem Zusammenhang stellte jedoch die
weitgehende Entschuldung dar, die mit der Aufspaltung der JNR und
der Gründung der neuen JR-Gesellschaften einherging. Nur die drei JR­
Gesellschaften auf Honshü sowie die JR Freight übernahmen JNR-Alt­
schulden in Höhe von etwa 5,9 Billionen Yen, die Shinkansen Holding
Corporation wurde mit 5,7 Billionen Yen Altschulden belastet. Der Rest,
der sich auf die Summe von 25,5 Billionen Yen belief, wurde auf die JNR
Settlement Corporation übertragen. Konkrete Maßnahmen zum Abtra­
gen dieser Verbindlichkeiten hatte man jedoch nicht ausgearbeitet. Es
hieß nur, daß die Abwicklungsgesellschaft etwa 7,7 Billionen Yen durch
Verkäufe von JNR-Immobilien und 0,7 Billionen Yen durch den Ver­
kauf der Aktien der JR-Gesellschaften einnehmen solle. Dies setzt na­
türlich voraus, daß sich die Aktiva der JNR im Besitz der JNR Settlement
Corporation befinden. Die langfristigen Verbindlichkeiten in Höhe von
14,2 Billionen Yen, die durch diese Maßnahmen nicht getilgt werden

23 Gemäß dem Gesetz über die Umstrukturierung der JNR (Nihon kokuyü tetsudö
saiken Sokllshin tokubetsll sochi M) aus dem Jahre 1980 wurden in Japan alle Be­
triebsstrecken nach Beförderungsdichte (beförderte Personen/Tag/Kilometer)
unterteilt. Danach existieren 70 Hauptstrecken mit einer Beförderungsdichte
von über 8.000 Personen, 175 Nebenstrecken mit einer Beförderungsdichte un­
ter 8.000 Personen sowie sogenannte besondere Nebenstrecken mit einer Beför­
derungsdichte von weniger als 4.000 Personen (SAKURAI 1989: 315).

183



Kathrin KÖSTER

können, müssen auf irgendeine Weise vom Steuerzahler beglichen wer­
den (KKK 1988: 495). In dem erwähnten Bericht des Kontrollausschus­
ses aus dem Jahre 1985 heißt es jedoch, daß man diesen Anteil durch Ak­
tien- sowie Immobilien- und Landverkäufe zu möglichst hohen Preisen
zu minimieren beabsichtige.24

Soviel zu den Aufgaben "Management der langfristigen Verbindlichkei­
ten" sowie "Management und Verkauf der JNR-Aktiva". Abschließend
zur dritten Aufgabe der Abwicklungsgesellschaft, zur Durchführung des
Personalabbaus: Schon Jahre vor der Privatisierung sah sich die JNR auf­
grund der stark ansteigenden Personalkosten dazu gezwungen, kontinu­
ierlich die Zahl ihrer Mitarbeiter zu verringern. Im Zeitraum von 1980 bis
1985 wurde die Zahl der Beschäftigten bereits um etwa 137.000 auf 276.700
reduziert (NKTKI 1987: 535). Mit der Aufspaltung und Privatisierung der
JNR setzte sich diese Entwicklung fort. Aus wirtschaftlichen Gründen
konnten nur 200.000 der oben genannten 276.700, deren Arbeitsverhältnis
mit dem Ende der JNR ebenfalls endete, eingestellt werden. Durch beson­
dere Ruhestandsregelungen sowie Vermittlung in andere öffentliche Un­
ternehmen und in die Privatwirtschaft konnte ein Großteil der überschüs­
sig gewordenen Arbeitskräfte abgebaut werden, so daß im April 1987
noch 23.660 Mitarbeiter übrig blieben, die von der Abwicklungsgesell­
schaft übernommen wurden. Für sie wurden spezielle Umschulungspro­
gramme etwa in den Bereichen Elektronik oder Systemtechnik durchge­
führt, um ihre Weiterbeschäftigung in anderen Firmen, die teilweise Un­
terstützungszahlungen als Anreiz für solche Einstellungen erhielten, zu
gewährleisten (FUKUI 1992: 60). Letztlich wurden nach einer festgelegten
Frist von drei Jahren 1990 etwa 1.050 ehemalige JNR-Beschäftigte endgül­
tig entlassen. Insgesamt wurden von der Abwicklungsgesellschaft für die
Maßnahmen, die zur Abfederung des Personalabbaus notwendig waren,
etwa 3,75 Mrd. DM ausgegeben (UN'YUSHÖ 1987: 148).

24 Kritiker der JNR-Privatisierung behaupten, daß erstens der Wert der JNR-Ak­
tiva zu laufenden Preisen viel zu niedrig angesetzt wurde. Bei einer angemes­
senen Schätzung hätten alle Verbindlichkeiten der JNR durch Verkauf der Ak­
tiva beglichen werden können. Zweitens meint man, daß die Maßnahmen nur
sehr zögerlich und nicht korrekt umgesetzt würden. Beispielsweise fänden im
Gegensatz zu den Vorschriften nicht bei allen Verkäufen öffentliche Ausschrei­
bungen statt. Daraus wird abgeleitet, daß von vornherein seitens der Regie­
rung nicht die Absicht bestanden habe, die Schuldenlast, die der Steuerzahler
übernehmen muß, zu minimieren (TATEYAMA 1989: 82-87). Es ist jedoch zu be­
denken, daß z. B. beim Landverkauf durch den Verfall der Bodenpreise Proble­
me hinzukamen, die vorher nicht berücksichtigt werden konnten. Darauf wird
später noch näher eingegangen.
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Was aus den Statistiken nicht ersichtlich ist, sind die verschiedenen Dis­
kriminierungsmethoden und der psychische Druck, der mit dem Personal­
abbau einherging. Um nur ein Beispiel anzuführen: Im Juli 1986 wurden als
Vorbereitungsmaßnahme im Hinblick auf die Privatisierung sogenannte
Beschäftigungs-Zentren (Jinzai Katsuyä Sentll) etabliert, in die vorzugsweise
Mitglieder der radikalen JNR-Gewerkschaft Kokurä zwangsversetzt wur­
den. Die dort Beschäftigten mußten unabhängig von ihrer Ausbildung Ar­
beiten wie Toiletten putzen, Kaugummis von den Bahnsteigen oder Un­
kraut von den Schienen entfernen, verrichten. Diese Zentren fungierten
wohl als Vorstufe für die Übernahme durch die Abwicklungsgesellschaft.
Es hieß, daß die dort Beschäftigten im Zuge der Privatisierung der Abwick­
lungsgesellschaft zugeteilt würden, was eine erhebliche Unsicherheit des
Arbeitsplatzes mit sich brachte (YAMAMOTO 1987: 67).25 Soweit zu den Auf­
gaben der JNR Settlement Corporation. Auf die Probleme, die sich bei deren
Ausführung ergaben, wird im folgenden Kapitel eingegangen.

Zunächst zu den weiteren Umstrukturierungsmaßnahrnen, und zwar
zu der neuen Unternehmensform, in die die JR-Gesellschaften überführt
wurden. Es handelt sich hier um sogenannte Aktiengesellschaften durch
Sondergesetzgebung (tokushu kaisha). Im Gegensatz zu gewölmlichen Ak­
tiengesellschaften unterliegt die tokushu kaisha strengen gesetzlichen Re­
gulierungen. Im Falle der JR-Gesellschaften sind folgende Bereiche gemäß
des Eisenbahnreformgesetzes reguliert:

1) Entscheidung über Bestellung und Entlassung der Vorstände und inter-
ner Aufsichtskomitees (kansayaku);

2) Entscheidungen der strategischen Unternehmensplanung;
3) Entscheidungen über Gewinnverwendung und Deckung von Verlusten;
4) Entscheidungen bezüglich der Ausgabe von Aktien und Schuldverschrei­

bungen sowie über die Aufnahme von Krediten (UTK 1993: 2416-2417).

Die JR-Gesellschaften unterscheiden sich nicht nur in ihrer Unterneh­
mensform von anderen Aktiengesellschaften, sondern auch in den Eigen-

25 Gegen solche Diskriminierungsmethoden wurden zahlreiche Prozesse ange­
strengt, die häufig auch von den Gewerkschaftsmitgliedern gewonnen wurden
(1101993: 210). Die Diskriminierung der Gewerkschaftler ist eine Seite, eine an­
dere jedoch die starre Haltung insbesondere von Kokurö, die jedweden Reform­
versuch seitens des JNR-Managements ablehnte und überhaupt kein Krisenbe­
wußtsein entwickelte. Durch eine solch destruktive Haltung bewirkte die
Gewerkschaft das Gegenteil von dem, was sie erreichen wollte, d. h., sie engte
den Handlungsspielraum des Managements derart ein, daß der Standpunkt
der JNR geschwächt und die Privatisierungsbefürworter gestärkt wurden. Die­
se Politik von Kokurö mag bis zu einem gewissen Grad spätere Diskriminierun­
gen heraufbeschworen haben.
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turnsverhältnissen. Alle JR-Gesellschaften befinden sich nämlich nach wie
vor im Besitz des Staates, genauer gesagt im Besitz der JNR Settlement
Corporation. Eine Ausnahme bildet lediglich JR East. Im Oktober 1993
wurden 62,5 % ihrer Aktien an der Börse zu einem Verkaufspreis von
380.000 Yen pro Aktie plaziert (Nikkei 27.8.1993: 19).

Die Unternehmensform der Aktiengesellschaft durch Sondergesetzge­
bung sowie die Tatsache, daß sich der Großteil der JR-Gesellschaften wei­
terhin in staatlicher Hand befindet, heißt nichts anderes, als daß es sich
bisher lediglich um eine Umstrukturierung, um eine formelle Privatisie­
rung handelt. Der erste Schritt in Richtung Eigentumsprivatisierung ist
zwar mit der Umstrukturierung der Unternehmensform getan, ein weite­
rer, sehr schwieriger Schritt muß jedoch noch folgen, damit man von einer
Privatisierung im eigentlichen Sinne reden kann.

Neben den neuen JR-Gesellschaften sind im Zuge der Umstrukturie­
rungsmaßnahmen, wie in der Abbildung oben aufgeführt, weitere Insti­
tutionen und Aktiengesellschaften entstanden, auf die abschließend ein­
gegangen werden soll. Bis Oktober 1991 existierte die Shinkansen Holding
Corporation SHC, deren Gründung als neue Behörde insofern kritisiert
werden kann, als die Verwaltung der Hochgeschwindigkeitsstrecken
auch von der JNR Settlement Corporation hätte durchgeführt werden
können, was zielkonformer mit der oben dargestellten Verwaltungsre­
form gewesen wäre. Die Aufgabe der SHC lag darin, das Hochgeschwin­
digkeitsnetz an die JR-Gesellschaften zu vermieten, wobei die Leasingge­
bühren, nach Verkehrsdichte auf den jeweiligen Strecken gestaffelt, von
den drei betroffenen JR-Gesellschaften unabhängig voneinander entrich­
tet wurden. JR Central mußte gemäß der Staffelung für die Strecke zwi­
schen Tökyö und Shin-Ösaka am meisten zahlen. So wurde eine interne
Subventionierung betrieben, zum einen zwischen den Honshü-JR-Gesell­
schaften untereinander, zum anderen aber auch zwischen den Honshü­
JRs und den Insel-JRs, die indirekt über Zahlungen der Shinkansen Hol­
ding Corporation an die Abwicklungsgesellschaft Gelder für den Stabili­
sierungsfonds erhielten (TSUCHIYA 1988: 58-60).

Im Oktober 1991 wurde die SHC aufgelöst, jedoch als Eisenbahnan­
lagenfonds (Tetsudö Seibi Kikin) weitergeführt. Die Hochgeschwindig­
keitsstrecken wurden von den drei JR-Gesellschaften auf Honshü für
etwa 115 Mrd. DM übernommen (KTK 1994: 2). Die Auflösung der SHC
wurde damit begründet, daß bei einer Fortführung der Institution der
Aktienverkauf der JR-Gesellschaften in zwei Punkten behindert wür­
de:

1) Da Shinkansen-bezogene Abschreibungen nicht in die Bilanzen aufge­
nommen werden könnten, neigten die JR-Gesellschaften zur Finanzie-
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rung von Investitionen durch vermehrte Kreditaufnahme, was eine bi­
lanzielle Verschlechterung bedeute.

2) Vermögen und Verbindlichkeiten der JRs körmten kaum bewertet wer­
den, da die Übergabebedingungen der Hochgeschwindigkeitsinfra­
struktur erst nach dreißigjähriger Leasingperiode verhandelt würden
(WATANABE 1993: 5).

Diese Schwierigkeiten wären allerdings schon bei der Gründung der
Shinkansen Holding Corporation abzusehen gewesen. Die Nachfolge­
institution, der Eisenbalmanlagenfonds, ist eine staatliche Einrichtung,
die u. a. Vorhaben wie den Bau von Hochgeschwindigkeitslinien mitfi­
nanzieren soll und am Bau von Bahnlinien im Großstadtbereich beteiligt
ist. Sie gewährt Subventionen und niedrig verzinste Darlehen an die JR­
Gesellschaften und Privatbahnen, die in oben genannten Bereichen inve­
stieren, wobei die gegenwärtig unterstützten Projekte sich hauptsächlich
auf den U-Bahnbau in Tökyö konzentrieren. Dirigiert vom Verkehrsmini­
sterium stellt der Eisenbahnanlagenfonds zum ersten Mal eine Institution
dar, die öffentliche Gelder für den Eisenbahnbau bereitstellt. Bis zur Pri­
vatisierung war dies fast ausschließlich die Aufgabe der JNR gewesen,
was eine Hauptursache für das große JNR-Defizit darstellte. Ein Teil des
Kapitals für diese Investitionen stammt aus dem Gewinn von etwa einer
Billion Yen, der beim Verkauf der Hochgeschwindigkeitsinfrastruktur
von der Shinkansen Holding Corporation an die jeweiligen JR-Gesell­
schaften erwirtschaftet wurde. Das aber bedeutet wiederum, daß letztlich
die JR-Gesellschaften teilweise die Investitionen des Eisenbahnanlagen­
fonds finanzieren, womit sich die Situation von der zu JNR-Zeiten nicht
allzu stark unterscheidet (KTK 1994: 3-5).

Soviel zu den Maßnahmen, die im Zuge der JNR-Privatisierung ergrif­
fen wurden. Es bleibt zu betonen, daß es sich bei der Privatisierung um ei­
nen noch anhaltenden Prozeß handelt, der bisher erst das Stadium einer
Umstrukturierung, einer formellen Privatisierung erreicht hat. Zu wel­
chen Ergebnissen bzw. Zwischenergebnissen führten nun die oben darge­
stellten Maßnahmen?

6. STAND DER DINGE

6.1 Positive Ergebnisse

Hier ist zunächst die Steigerung der Produktivität zu nennen, insbesonde­
re im Bereich der Arbeitsproduktivität, die zu einer Verringerung der Ko­
sten führte. Die größten Produktivitätssteigerungen fanden zwischen
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1985 und 1989 statt, als die Produktivität, gemessen in Personenkilometer
pro Beschäftigten, um 79,3 % sowie ,in Zugkilometer pro Beschäftigten'
gemessen, um 91,1 % zunahm. Die stärksten Zuwächse fanden in den Be­
reichen Bahnhof und Fahrzeugwartung statt (MIZUTANI und NAKAMURA
1994: 122-125). Interessant ist jedoch, daß diese Steigerungen bereits im
Jahre 1981 einsetzten, d. h. zu dem Zeitpunkt, als die Möglichkeit einer
Privatisierung der Staatsbahn ins Gespräch kam, die JNR jedoch noch ein
öffentliches Unternehmen war. Ferner ist hervorzuheben, daß im Zeit­
raum von 1987 bis 1991 die Zuwachsrate der Produktivität wieder abfiel
und unter die der Periode von 1981 bis 1985 sank. Schließlich gibt es große
Unterschiede imlerhalb der JR-·Gruppe in dem Sinne, daß die Arbeitspro­
duktivität der drei auf Honshü. operierenden JRs das 2,8fache der drei In­
sel-JRs beträgt (MIZUTANI und NAKAMURA 1994: 129). Dies deutet darauf
hin, daß keine unmittelbare Relation zwischen Privatisierung oder Um­
strukturierung und Produktivitätssteigerung besteht. Ein direkter Zu­
sammenhang besteht jedoch darin, daß die Umstrukturierungsmaßnah­
men Rationalisierung förderten, durch die die dargestellte Produktivitäts­
steigerung erreicht wurde. So führte man beispielsweise Ein-Mann-Züge
ein, verringerte das Personal auf den Bahnsteigen und forcierte die Ein­
führung von Fahrkartenautomaten (HIROOKA 1991: 6).26

Zur Beurteilung des Ergebnisses der Arbeitsproduktivitätssteigerung
bei den JRs bietet es sich an, einen Vergleich mit den großen Privatbahnen
anzustellen.27 Nach MIZUTANI und NAKAMURA (1994: 133) liegt die Produk­
tivität der JRs etwa 20-30 % niedriger als die der großen Privatbahnen,
wobei die JRs einen um etwa 17 % höheren Personalbestand aufweisen,
was bedeutet, daß bei den JRs noch Potential zur Produktivitätssteigerung
vorhanden ist, wodurch weitere Verbesserungen in diesem Bereich zu er­
warten sind.

Ein zusätzliches positives Resultat der JNR-Privatisierung liegt in der
Steigerung der Nachfrage. Das heißt, die Anzahl der Personen, die von
den JR-Gesellschaften befördert wurde, wuchs im Durchschnitt zwischen
1987 und 1991 um 4,5 %, wohingegen der Anstieg des Transportvolumens
im Personenbereich zu JNR-Zeiten von 1982 bis 1986 durchschnittlich nur
0,6 % betrug. Im Güterbereich sank das Transportvolumen der JNR von
1982 bis 1986 durchschnittlich um 9,5 %, JR Freight hingegen steigerte das

26 Nach TATEYAMA (1989: 37-41) führten solche Rationalisierungsmaßnahmen für
bestimmte Kundenkreise wie Kinder, Senioren und Behinderte zu Verschlech­
terungen in den Bereichen Service und Sicherheit.

27 Hierbei wird die unterschiedliche Marktsituation, die einen Vergleich zwi­
schen den großen Privatbahnen und den JRs erschwert, so weit wie möglich be­
rücksichtigt.

188



Die Dvi71nficio'V1I1H> der Staatsbahn

Transportvolumen von 1987 bis 1991 im Durchschnitt um 6,1 % (UTK
1992: 25). Diese Zahlen müssen jedoch im Zusammenhang mit der ge­
samtwirtschaftlichen Entwicklung in jenem Zeitraum gesehen werden,
die der Nachfrage sowohl im Personen- als auch im Güterverkehrsbereich
Auftrieb verlieh. Mit Begirul der Rezession Anfang der 90er Jahre sank
derm auch das Transportvolumen im Güterbereich, im Personenbereich
stagnierte es (UUSKJKB 1994: 46; JR EAST 1995: 73).

Der Anstieg des Transportvolumens liegt jedoch nicht nur in den äußeren
Faktoren begründet, sondern ist auch auf die Anstrengungen der einzelnen
JR-Gesellschaften in verschiedenen Bereichen zurückzuführen. Allgemein
lassen sich diese zusammenfassen unter Flexibilisierung, d. h. Anpassung
des Angebots an den regionalen und individuellen Bedarf, unter Verbesse­
rung des Services sowie unter Diversifizierung, was beispielsweise die Ent­
wicklung neuer Komplementärprodukte zum Reisen bedeutet.

Die größere Flexibilität zeigt sich zum einen in der Einführung verschie­
dener Sonderangebotssysteme, wie zum Beispiel das Jugend-18-Ticket,
das in einer begrenzten Zeit während der Sommerferien gültig ist, nur für
langsame Züge gilt und mit einem günstigen Preis einen Anreiz für junge
Leute bieten soll, mit dem Zug zu verreisen.28 Zum anderen spiegelt sich
die Flexibilität in der Einführung von Sonderzügen für bestimmte Anlässe
wider. Für Betriebsausflüge von Unternehmen gibt es seit kurzem bei­
spielsweise Züge im japanischen Stil, das heißt, mit Tatami ausgelegt und
ausgerüstet mit Karaoke-Anlagen (JR CENTRAL 1994: 8).

Einige Beispiele zur Verbesserung des Services und zur Erneuerung der
Anlagen: Die JR-Beschäftigten wurden in teilweise militärähnlichem, har­
ten Training dahingehend gedrillt, höflich mit den Kunden umzugehen
(TATEYAMA und USHIKUBO 1993: Video). Demselben Ziel dienen Verhal­
tenshandbücher, die an die Beschäftigten verteilt wurden. Werul diese
Maßnahmen auch in den ersten Jahren nach der Privatisierung Erfolg zei­
tigten, so weisen jüngste Umfragen unter den Kunden der JR-Gesellschaf­
ten jedoch auf eine wachsende Unzufriedenheit mit der Freundlichkeit
und Dienstbeflissenheit der JR-Beschäftigten hin (KoMATsu 1995: 15-17).
Um die Unarmehmlichkeiten während der Stoßzeiten zu lindern, führte
man Waggons mit sechs Türen ein, vergrößerte die Anzahl der automati­
schen Fahrkartenkontrollsperren und entwickelte ein System, mit dessen

28 Aufgrund der seit etwa zwei Jahren bestehenden Stagnation im Transportvo­
lumen, bedingt durch die Rezession und den hohen Yen, der die Zahl der Aus­
landsreisen ansteigen und die der Inlandsreisen per Bahn sinken ließ, wurde
der Preis zu einem wichtigen Faktor, um Kunden zu gewinnen. Bis Anfang der
1990er Jahre hatte man in diesem Bereich kaum Anstrengungen unternommen
(YAMANOUCHI Shuichirö, Vize-Vorsitzender von JR East, 30.8.1995).
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Hilfe Zeitkarten aus etwa zehn Zentimeter Entfernung durch bloßes Vor­
zeigen kontrolliert werden können, was die Abfertigung an den automa­
tischen Fahrkartenkontrollsperren beschleunigen soll GR HIGASHI NIHON
1995: 17-21). Außerdem werden seit der Privatisierung verschiedene An­
strengungen unternommen, um die Bahnhöfe zu verschönern. Unter an­
derem gehört dazu die Renovierung der Toiletten, die zu JNR-Zeiten als
die Vier-K-Toiletten verschrieen waren, als kusai, kitan.ai, kurai, kowai [stin­
kend, dreckig, dunkel, gefährlich] (TATEYAMA 1989: 41-42).

Im Zusammenhang mit der Verschönerung der Bahnhöfe stehen auch
Maßnahmen, die in die Bereiche Imagepflege sowie Diversifizierung fal­
len. So soll der Bahnhof nicht mehr allein Umschlagplatz sein, sondern viel­
mehr ein Kultur- und Kommunikationszentrum werden. Zu diesem
Zweck richtete man beispielsweise im Hauptbahnhof von Tökyö ein Mu­
seum ein oder veranstaltet Konzerte in Bahnhofsgebäuden GR HIGASHI NI­
HON 1995: 38). Die Bahnhöfe sollen außerdem zu Einkaufszentren ausge­
baut werden. In diesem Zusammenhang ist unter anderem der Bau eines
Kaufhauskomplexes auf dem Gelände des Balmhofes von Nagoya geplant
(JR CENTRAL 1994: 10). Generell ist die Entwicklung der Bahnhofsgelände
und -gebäude ein Schwerpunkt der Diversifizierungsstrategien aller JR­
Gesellschaften. Dasselbe gilt für die Geschäftsbereiche Tourismus, Immo­
bilien, Informationstechnologie sowie Gastronomie und Hotelbetrieb
(ISHII 1995: 52). Daneben haben einzelne JRs Produktnischen erschlossen,
wie JR Central, deren Tochterunternehmen eine Business-Zeitschrift her­
ausgibt, die so konzipiert ist, daß man sie während einer Fahrt mit dem
Hochgeschwindigkeitszug zwischen Tökyö und Ösaka durchlesen kann
(JR CENTRAL 1994: 11). Im Gegensatz zu den großen Privatbahnen, die sehr
stark diversifiziert sind, machen die Einnahmen aus dem Nicht-Eisen­
bahngeschäft jedoch durchschnittlich nur 10 % aus.29 Insbesondere in den
oben dargestellten klassischen. Bereichen der Diversifikation ist es für die
JR-Gesellschaften nicht einfach, sich gegen die etablierten Privatbahnen
zu behaupten.

Nicht nur in diesen Bereichen konkurrieren die JR-Gesellschaften mit
den großen Privatbahnen, sondern auch im Eisenbahngeschäft. Die Auf­
spaltung der Staatsbahn in regionale JRs führte dazu, daß sich die JRs stär­
ker auf ihre jeweilige Region konzentrieren und ihre Investitionen dem lo­
kalen Bedarf anpassen. Inbesondere auf Strecken, die parallel von einer JR-

29 Bei einer führenden Privatbalm im Großraum Tökyö, Tökyö Kyükö Dentetsu,
beliefen sich im Geschäftsjahr 1994 die Einnahmen aus dem Eisenbahngeschäft
auf nur ca. 40 % der Gesamteinnahmen. Die restlichen 60 % der Einnahmen
stammen zum größten Teil aus den Bereichen Immobilien und Hotel/Gastro­
nomie (Tokyu Corporation 1994: 28).
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Gesellschaft und einer Privatbahn betrieben werden, führten die Anstren­
gungen der JRs mit dem Ziel der Erhöhung des Transportvolumens dazu,
daß die Frequenz der verkehrenden Züge gesteigert wurde sowie beque­
mere Waggons eingeführt wurden, was, wie bereits oben dargestellt, eine
Verbesserung des Services für die Benutzer bedeutet (FUKUI et al. 1994: 21).
Wettbewerb besteht auch indirekt innerhalb der JR-Gruppe, da die JR-Ge­
sellschaften untereinander verglichen werden, was das Konkurrenzden­
ken zwischen ihnen fördert und ihre Anstrengungen steigert.3o

Die oben aufgeführten positiven Ergebnisse der Privatisierung der JNR,
das heißt die Steigerung der Arbeitsproduktivität durch Rationalisie­
rungsmaßnahmen, die Erhöhung des Transportvolumens, teilweise be­
dingt durch Flexibilisierung, Verbesserung des Services und Diversifizie­
rung, sowie der verstärkte Wettbewerb, spiegeln sich auch in den Be­
triebsergebnissen der JR-Gesellschaften wider: Die drei JRs auf Honshü
GR East, JR Central und JR West) weisen seit 1987 Gewinne aus, ebenfalls
die dreiJR-Gesellschaften auf Hokkaidö, Shikoku und Kyüshü,letztere al­
lerdings in sehr bescheidenem Umfang und mit rückläufiger Tendenz. Die
Geschäftsergebnisse der JR Freight sind seit 1993 wieder defizitär, womit
der Übergang zu den ungelösten bzw. neu entstandenen Problemen her­
gestellt ist. Zuvor soll jedoch noch ein kurzer Vergleich der bisher darge­
stellten Ergebnisse mit den Zielen, die mit der Privatisierung verfolgt
wurden, angestellt werden.

Laut dem Bericht der Ad-hoc-Kommission sollte die Effizienz gestei­
gert, d. h. die Kosten reduziert, das Management verbessert und die Pro­
duktivität erhöht werden. Im Ergebnis führten die ergriffenen Maßnah­
men auf diesen Gebieten zu den gesteckten Zielen. In dem Bereich der

30 Hier ist anzumerken, daß dem Wettbewerb im Eisenbalmbereich gewisse
Grenzen gesetzt sind, da es sich einerseits im Bereich der Infrastruktur um ein
natürliches Monopol handelt, das staatliche Kontrolle erfordert, um etwa
Überinvestitionen zu vermeiden. Andererseits besteht in den großen Ballungs­
gebieten eine monopolähnliche bzw. oligopolistische Marktstruktur, was eine
Preisregulierung seitens des Staates erfordert. Das Problem liegt in der Art die­
ser Preisregulierung, die bisher zu einer Angleichung der Preise zwischen den
großen Privatbalmen und den JRs, d. h. zu einer Verteuerung, geführt hat. Seit
Januar 1995 werden verschiedene Systeme der Preisregulierung diskutiert
(KURIHARA 1995: 36-38), wobei JR East die Einführung des im Ausland beste­
henden Price-cap-Systems fordert, das mehr Flexibilität erlaubt, was bedeutet,
daß der zW1ehmend relevant werdende Faktor Preis gezieltel' als Wettbe­
werbsinstrument eingesetzt werden kann. Bisher wurde häufig als relevanter
Faktor im Wettbewerb ausschließlich Service und Produktqualität betont, wie
beispielsweise von AOKI (1992: 244), der Preiswettbewerb im Eisenbahnbereich
als nicht wünschenswert betrachtet. Vielmehr sollte Wettbewerb eine Verbes­
serung des Services hervorbringen.
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Effizienzsteigerung hat die Privatisierung zum Erfolg geführt, ist die
Bahnreform gelungen.

6.2 Ungelöste lind nell entstandene Probleme

Es gibt jedoch andere Ziele, die mit der JNR-Privatisierung verfolgt wur­
den, die man aber nicht erreichte. Hier ist zunächst der Schuldenabbau zu
nennen. Wie bereits dargestellt, wurden die Altschulden auf die drei JR­
Gesellschaften auf Honshü, auf die JR Freight, auf die Shinkansen Hol­
ding Corporation sowie auf die Rechtsnachfolgerin der JNR, die Abwick­
lungsgesellschaft JNRSC, übertragen, wobei auf erstere insgesamt 11,6
Billionen Yen entfielen, auf die JNR Settlement Corporation hingegen der
weitaus gröfSere Teil mit 25,5 Billionen Yen (KKK 1988: 495). Zu dieseln
Betrag addierten sich noch Schulden, die zum einen durch die Privatisie­
rungsmafSnahmen verursacht wurden, wie die Kosten für den Stabilisie­
rungsfonds oder die AbfederungsmafSnahmen des Personalabbaus. Zum
anderen kamen Baukosten für grofSe Verkehrsinfrastrukturprojekte wie
der Bau des Seikan-Tmu1els zwischen Honshü und Hokkaidö hinzu, die
der Abwicklungsgesellschaft übertragen wurden (KONDÖ und ANDÖ 1994:
167). Die Gesamtschulden der JNR Settlement Corporation beliefen sich
also insgesamt auf etwa 37 Billionen Yen. Was die Altschulden der Japa­
nischen Staatsbahn betrifft, so sollten diese etwa zu einem Drittel durch
die VeräufSerung von JNR-Aktiva wie Land und Immobilien sowie den
Verkauf der JR-Aktien getilgt werden. Für den Abbau der verbleibenden
Altschulden von 14,2 Billionen Yen sowie für die neu hinzugekommenen
Schulden hatte man keine MafSnahmen ausgearbeitet. Letztlich mufS der
Steuerzahler für diese Verbindlichkeiten aufkommen, doch wurde bisher
nicht geklärt, auf welche Weise das geschehen soll.

Zu diesem ungelösten Problem, dem verbleibenden Schuldenberg, ge­
sellten sich seit der Privatisierung zwei neue Schwierigkeiten, die die
gelöst geglaubten Probleme, nämlich den Abbau der Altlasten durch
Land- und Aktienverkauf, wieder neu aufwarfen. Erstens ist dies die Ent­
wicklung der Boden- und Immobilienpreise. Noch im Jahr 1987, als die JR­
Gesellschaften gegründet wurden, beschlofS die Regierung im Oktober
eine strenge Bodenpreiskontrollpolitik (chilca yolcusei salcu), um der iInmer
heftiger werdenden Bodenpreisspekulation während der sogenannten
bubble ecol1omy31 Einhalt zu gebieten. Für die JNR Settlement Corporation
hatte diese Politik zur Folge, dafS sie ihre Verkaufspläne weitgehend auf-

31 Bubble econo111Y bezeichnet die japanische Wirtschaft in der zweiten Hälfte der
80er Jahre, die gekennzeichnet war durch spekulativ bedingte, stark aufgebläh­
te Immobilien- und Bodenpreise sowie überhöhte Aktienkurse.
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geben mußte. Unabhängig davon wurden auch die Forderungen der Ge­
bietskörperschaften nach einem Vorkaufsrecht zu niedrigen Preisen
lauter. Nach dem Platzen der bubble economy durfte die Abwicklungsge­
sellschaft ihre Ausschreibungen zwar wiederaufnemnen und den Land­
verkauf fortsetzen, doch stellte sich nun das Problem des Preisverfalls und
der geringen Nachfrage ein.32

Zweitens bestand eine neue Schwierigkeit in den sinkenden Aktienkur­
sen, ebenfalls bedingt durch das Platzen der bubble economy und der fol­
genden Rezession. Die Börseneinführung der JR-Gesellschaften, die die
für eine Listung an der Börse in Japan notwendigen Bedingungen erfüllt
hatten, verzögerte sich von Jahr zu Jahr, da die Aktienkurse immer tiefer
sanken, die Regierung bzw. die Abwicklungsgesellschaft gemäß dem Ent­
schuldungsziel jedoch einen möglichst hohen Erlös aus dem Aktienver­
kauf erzielen wollte. Wie bereits erwähnt, wurden aus diesen Gründen
erst 62,5 % der Aktien einer JR-Gesellschaft, der JR East, verkauft. Die Bör­
seneinführung von JR Central und JR West wurde verschoben.

Inzwischen ist überhaupt nur noch von dem Aktienverkauf der drei JR­
Gesellschaften auf Honshli die Rede, die vollkommen privatisiert werden
sollen. Die JR-Gesellschaften auf den drei Inseln Hokkaidö, Shikoku und
Kylishli sowie die JR Freight sollen zunächst in Staatsbesitz bleiben.

Daß es zu einer Änderung der Pläne hinsichtlich des Aktienverkaufs
trotz des Entschuldungsziels kam, liegt, wie das Problem des Kursver­
falls an der Börse auch, in den Folgen der Rezession begründet, die zu
Beginn der 90er Jahre einsetzte. Zwar konnten die Insel-JRs die Kosten
senken und die Gewirme resultierend aus Aktivitäten außerhalb des
Kerngeschäfts steigern. Dennoch waren diese Erträge recht gering und
konnten nur vorübergehend erzielt werden. Überdies wurden diese Er­
folge wesentlich durch Zahlungen des bereits erwähnten Stabilisie­
rungsfonds gestützt. Bei der Einrichtung dieses Fonds wurde jedoch
nicht bedacht, daß durch Deflation sein Wert sinken bzw. durch niedrige
Zinsen die Rendite abnehmen kann, was in Folge der Rezession einge­
treten ist. Damit gerieten die Insel-JRs jedoch in finanzielle Schwierig­
keiten, und es ist gegenwärtig nicht sinnvoll, diese JR-Gesellschaften zu
privatisieren.

32 Im Zeitraum von 1993 bis 1995 sanken die Bodenpreise für Gewerberaum in
Tökyö im Durchschnitt um 17,6 %, in Ösaka sogar um 19,5 %. Im Landesdurch­
schnitt waren es etwa 10,5 %. Bei den Bodenpreisen für Wohnraum sowie in
ländlichen Gebieten ist der Preisverfall nicht so kraß (BOSSE 1995: 281), doch be­
deutet der Trend insgesamt große potentielle Verluste für die JNR Settlement
Corporation.
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Dasselbe gilt für die Gütertransportgesellschaft JR Freight, die seit 1993
defizitär ist, und zwar mit steigender Tendenz.33 Sie kämpft neben der re­
zessionsbedingten Abnahme des Transportvolumens hauptsächlich mit
zwei Problemen: Da sie die Infrastruktur, d. h. die Gleise, von den Perso­
nenbeförderungsgesellschaften mieten muß, diese jedoch besonders in
den Ballungsräumen kaum freie Kapazitäten haben, gestaltet es sich für
die JR Freight sehr schwierig, für ihre Züge Fahrwege zu finden und eine
termingerechte Beförderung zu gewährleisten. Das zweite Problem stellt
die Wettbewerbsverzerrung dar, die aus den verschiedenen finanziellen
Vorteilen resultiert, die der Staat dem Güterverkehr per LKW gewährt.

Zusammengefaßt läßt sich feststellen, daß, bedingt durch die Kosten
der Privatisierungsmaßnahmen sowie durch die wachsenden Zinszah­
lungen, die nötig sind, um die Kredite zu bedienen, das Entschuldungsziel
bisher nicht erreicht werden konnte. Hinsichtlich der Einschätzung der
gesamten Privatisierungsmaßnahrnen ist dieses Ergebnis von großer Be­
deutung, wenn man berücksichtigt, daß angesichts der hohen Staatsver­
schuldung Anfang der 80er Jahre das Hauptziel der Bahnprivatisierung
darin bestand, diese Schuldenlast einzudämmen bzw. abzubauen. Immer­
hin konnte aufgrund der vorgenommenen Umstrukturierungsmaßnah­
men erreicht werden, daß die drei JR-Gesellschaften auf Honshü Gewinne
erwirtschaften, an den Staat einen wachsenden Betrag an Steuern zahlen
und den von ihnen übernommenen Teil der JNR-Altlasten abbauen. Dies
kann als ein bescheidener Erfolg betrachtet werden, wenn auch ein Abbau
der öffentlichen Schulden in großem Maße nicht gelang. Auch wurden an­
gesichts des Auftretens der oben genannten Probleme, die die Umsetzung
der ursprünglich geplanten Maßnahmen zur Verringerung der Verbind­
lichkeiten, wie Landverkauf und Aktienverkauf, behindern, keine neuen
Strategien zur Lösung der Schwierigkeiten ausgearbeitet.

Dasselbe gilt für das Problem der Regionalstrecken, das eng mit dem
Schuldenproblem zusammenhängt. Laut dem erwähnten Gesetz aus dem
Jahre 1980 wurden Strecken mit geringer Verkehrsdichte von der Privati­
sierung ausgeschlossen. Sie wurden entweder stillgelegt oder aber in be­
sonderen Fällen von der JNR oder den JRs an die Gebietskörperschaften
abgetreten.34 So entstandene Balmen werden als Drittsektor-Bahnen be­
zeichnet. Da sie meist in Gebieten mit niedriger Verkehrsdichte liegen,

33 Nach TATEYAMA (1994: 95) belief sich das Defizit der JR Freight im Jahre 1993
auf etwa 50 Mio. DM. Auch ein Personalabbau von 17.000 Beschäftigten konnte
diese Entwicklung nicht verhindern.

34 Hier ist anzufügen, daß bereits Anfang der 80er Jahre und noch zu JNR-Zeiten
damit begonnen wurde, die Verantwortlichkeit für den Nahverkehr von der
Staatsbahn auf die Gebietskörperschaften zu übertragen.
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d. h. wenig Aussicht auf Rentabilität versprechen, wurde der Großteil die­
ser Strecken von den Präfekturen (ken) übernommen. In wenigen Fällen
investierte auch die Privatwirtschaft, wobei es sich meistens um lokale
Banken sowie Busunternehmen handelte. Die Banken wurden von ihren
meist größten Kunden, den Präfekturen, zu diesen Investitionen gezwun­
gen (IMASHIRO Mitsuhide35

, persönliches Interview vom 27.8.1995). Als
Anreiz für die Präfekturen, die Drittsektor-Bahnen zu betreiben, gewährte
die Regierung zum einen fünf Jahre lang Subventionen in der Form, daß
sie 50 % des Defizits übernahm, zum anderen leistete sie einmalige Zah­
lungen in Form von Umstrukturierungssubventionen (tenkan käjukin), die
für die Modernisierung der von der Bahn kostenlos abgegebenen Strecken
verwendet werden konnten. Das Problem liegt in der zeitlichen Begren­
zung dieser Subventionen, was dazu führte, daß 30 von den derzeit exi­
stierenden 35 Drittsektor-Gesellschaften zunehmend defizitär werden
(OKADA und KAMITOKU 1995: 10).

Im Zuge der Umstrukturierung der Barul wurde also die Verantwort­
lichkeit für den regionalen Nahverkehr der Bahn abgenommen und den
Gebietskörperschaften übertragen, was jedoch nichts an der Tatsache
ändert, daß in diesem Bereich aufgrund ungünstiger Rahmenbedingun­
gen Defizite entstehen und wachsen. Sie erscheinen nun nicht mehr in
den Bilanzen der JNR oder der JRs, dafür nimmt jedoch die Verschul­
dung der Gebietskörperschaften zu. Auch hier konnte kein Schuldenab­
bau erreicht werden. Statt dessen erfolgte eine Umschuldung großen
Ausmaßes.

Abschließend soll auf ein weiteres ungelöstes Problem eingegangen
werden, und zwar das der Einmischung von außen, die im Zuge der Pri­
vatisierung abgeschafft werden sollte.36 Als Beispiel dafür, daß es nicht ge­
lang, den Einfluß spezifischer Interessen einzelner zu eliminieren, sei der
Bau der neuen Hochgeschwindigkeitslinien, der sogenannten Setsubi
Shi11.ka11.se11., genannt. Beruhend auf dem Eisenbahnreformgesetz aus dem
Jahre 1970 war neben den Strecken Tähoku und Jäetsu der Bau weiterer
Hochgeschwindigkeitslinien geplant. Aufgrund der starken Verschul­
dung des Staates sowie der Forderungen aus Wirtschaftskreisen nach Kür­
zung der Staatsausgaben wurden jedoch im Jahre 1984 diese Planungen

35 Imashiro ist Professor für Betriebswirtschaftslehre an der Daitö Bunka Univer­
sität in Tökyö und gilt als JNR-Experte.

36 Speziell im Bahnbereich, in dem auch nach einer Privatisierung staatliche Ho­
heitsaufgaben bestehen sowie staatliche Regulierung aufrechterhalten werden
muß, ist es wichtig, daß Einmischungen seitens der mit diesen Aufgaben befaß­
ten Institutionen stattfinden. Anders verhält es sich mit der Einflußnahme von
Vertretern spezifischer Einzelinteressen. Die Unterbindung solcher Einmi­
schungen ist hier gemeint.
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gestoppt.37 Bereits 1986 traten LDP-Politiker massiv für eine Wiederbele­
bung der Bauvorhaben ein, die daraufhin im Januar 1987 gegen den Willen
des Finanzministeriums erneut aufgenommen wurden (110 1993: 203). Im
folgenden Jahr 1988 wurde ein Plan zum Bau der Hochgeschwindigkeits­
strecken entworfen, der wieder stark geprägt war von regionalen Interes­
sen, sprich Interessen von bestimmten Politikern im Verband mit der in
den betroffenen Regionen ansässigen Industrie. Die Finanzierungsweise
für diese Strecken wurde folgendermaßen festgelegt: Die JR-Gesellschaf­
ten übernehmen 50 %, die Regierung zahlt 35 % und die Gebietskörper­
schaften tragen 15 % der Baukosten (FUKUI et al. 1994: 38). Berücksichtigt
man, daß im Zuge der Verwaltungsreform und der Privatisierung diese
Planungen eingestellt werden sollten, ist es bernerkenswert, daß sie auf­
grund des Drucks von Politikern und deren Klientel wieder weitergeführt
wurden. Auch ist die Finanzierungsweise insofern aufschlußreich, als daß
den JR-Gesellschaften die Hälfte der anfallenden Kosten aufgebürdet wur­
de, obwohl die Pläne nicht oder nur teilweise im Interesse der JRs liegen.
Offen ist, wie sich diese unfreiwillige hohe Kostenbelastung langfristig auf
die Unternehmensergebnisse der betroffenen JR-Gesellschaften auswirken
wird. Es bleibt festzustellen, daß die Privatisierungsmaßnahmen nichts
daran ändern komlten, daß sich die Bahn weiterhin Eirunischungen von
außen ausgesetzt sieht.

6.3 Bewertung der fNR-Privatisierung

Zusammenfassend sollen nochmals die Ergebnisse der JNR-Privatisie­
rung dargestellt werden, und zwar im Vergleich zu den im vierten Kapitel
formulierten Zielsetzungen:

1) Effizienzsteigerung
Durch die Abschaffung des starren Systems des öffentlichen Unterneh­
mens konnte die Produktivität gesteigert werden. Die Nachfrage konn­
te insbesondere durch Flexibilisierung, Verbesserung des Service sowie
Diversifizierung erhöht werden. Die Aufspaltung führte zu stärkerern
Wettbewerb. Dies alles bewirkte eine höhere Effizienz im Bahngeschäft,
womit die Umstrukturierungsmaßnahmen im Sinne der Zielsetzung er­
folgreich waren.
Einschränkend muß allerdings gesagt werden, daß die Effizienzsteige­
rung nur bei den drei JR-Gesellschaften auf Honshü zu Gewirmen führ-

37 Diese Pläne umfaßten folgende Strecken: Die Erweiterung der Tähoku-Linie in
Richtung Norden, der Bau der Hokuriku-Linie von Takasaki über Nagano nach
Kanazawa sowie die Strecke auf Kyüshü zwischen Zatsushiro und Nishi-Ka­
goshima (FUKUI et al. 1994: 40).
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te. Die drei Insel-JRs sowie die JR Freight konnten trotz eines gewissen
Produktivitätsanstiegs keine oder nur sehr geringe Gewinne erwirt­
schaften. Deswegen bleiben diese JR-Gesellschaften von einer Privati­
sierung ausgeschlossen.
Ein weiteres Ziel der Effizienzsteigerung stellte die Abschaffung der
Einmischung von außen dar, ein Ziel, das nicht erreicht werden konnte,
wobei noch offen ist, wie sich dies auf die Effizienz auswirken wird. Zu
einer Effizienzminderung kann ebenfalls die Tatsache beitragen, daß
bei einer formellen Privatisierung, wie sie bisher erreicht wurde, weiter­
hin ein hoher Grad an Regulierung herrscht.

2) Schwächung der Gewerkschaften
Nach der Umstrukturierung der JNR im Jahre 1987 blieb als radikale
linksgerichtete Gewerkschaft nur Kokurö übrig, allerdings mit einer
stark dezimierten Mitgliederzahl, so daß der Einfluß dieser Gewerk­
schaft erheblich geringer ist als vor der Privatisierung. Die anderen
Bahn-Gewerkschaften machten eine Umorientierungsphase durch, wo­
bei sich eine Entpolitisierung und eine Reorganisation in kleine Be­
triebsgewerkschaften der einzelnen regionalen JR-Gesellschaften ab­
zeichnet.38 Mit den Privatisierungsmaßnahmen konnte also das Ziel der
Schwächung der Gewerkschaften erreicht werden.

3) Verringerung der Staatsverschuldung
Der von den drei JR-Gesellschaften auf Honshu übernommene Teil der
JNR-Verschuldung wird langsam abgebaut, was einen Schritt in I-lich­
tung Entschuldung darstellt. Der Großteil der Altschulden der JNR so­
wie jene Verbindlichkeiten, die aus den Kosten der Privatisierungsmaß­
nahmen resultierten, konnten bisher jedoch kaum verringert werden.
Zum einen liegt das daran, daß Maßnahmen zum Schuldenabbau auf­
grund ungünstiger makroäkonomischer Entwicklungen nicht umge­
setzt werden konnten. Zum anderen ist der Grund darin zu sehen, daß
für den Abbau eines Großteils der Schulden keine konkreten Maßnah­
men vorgesehen waren. Das Ziel der Verringerung der Staatsverschul­
dung wurde somit unerreicht in die Zukunft verschoben.

Zwei von drei großen Zielen konnten, welill auch mit Einschränkungen, nüt
den ergriffenen Umstrukhlrienmgsmaßnahmen erreicht werden. Eine for­
melle Privatisierung der Japanischen Staatsbahn, d. h. eine Reform bezüglich
der Strukturen im Bahnbereich, konnte erfolgreich durchgeführt werden.

Eine weitreichendere Reform, nämlich die der Eigentumsverhältnisse,
also eine Eigentumsprivatisierung, blieb bisher aus und wird auch bei vier

38 Eine Ausnahme bildet hier JR East, die weiterhin mit stark politisch (links)aus­
gerichteten Gewerkschaften zu kämpfen hat.
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der sieben JR-Gesellschaften nicht zu realisieren sein. In diesem Sinne ha­
ben die bisherigen Umstrukturierungsmaßnahmen zu keinem Erfolg ge­
führt. Eine Eigentumsprivatisierung stellte sich für bestimmte Bereiche
des Bahngeschäftes als kein geeignetes Mittel heraus.

Als eine ebensowenig geeignete Maßnamne zeigte sich die Bahnpriva­
tisierung im Zusammenhang mit der Finanzstrukturreform. Wie im zwei­
ten Kapitel dargestellt, hatte diese die Ausgabenkürzung des Staates zum
obersten Ziel. Im Zuge der Bahnprivatisierung kormten jedoch bisher kei­
ne Schulden in größerem Umfang abgebaut werden.

Wie lassen sich nun diese Ergebnisse deuten? Im ersten Kapitel wurde
herausgestellt, wie wichtig zum Verständnis von Privatisierungsmaßnah­
men der jeweilige Kontext ist, d. h. die wirtschaftlichen und politischen
Rahmenbedingungen, die existierenden Interessengruppen etc. Vor die­
sem Hintergrund werden abschließend die Ergebnisse der JNR-Privatisie­
rung beleuchtet. Eine solche Analyse soll jedoch nicht nur zur Erklärung
der JNR-Privatisierung beitragen, sondern auch Licht werfen auf die Ver­
flechtungen zwischen Politik, Wirtschaft und Bürokratie, in Japan auch
das Eiserne Dreieck genannt.

7. DIE FALLSTUDIE JNR-PRIVATISIERUNG UND DER "FALL JAPAN"

Zunächst sollen diese Verflechtungen aus dem Blickwinkel der Liberalde­
mokratischen Partei dargestellt werden. Die Tatsache, daß der Schulden­
abbau nicht wesentlich vorangetrieben und die Einflußnahme von außen
nicht abgeschafft werden konnte, kann in den Machtverhältnissen inner­
halb der japanischen Gesellschaft, in der jedenfalls bis zum Jahr 1993 die
Position der LDP sehr stark war, begründet liegen.

Die Liberaldemokratische Partei sah sich am Ende der 70er Jahre vor
das Problem gestellt, daß zum einen die Wählerschaft unzufrieden war
(man denke an die Reaktion auf die versuchte Einführung der Mehrwert­
steuer); zum anderen wurde von seiten der Wirtschaft auf die Regierung,
also auf die LDP, zunehmender Druck in Richtung einer Reform des öf­
fentlichen Sektors sowie einer Finanzstrukturreform ausgeübt. Wie dar­
gelegt, bot sich die Privatisierung der Japanischen Staatsbahn als eine
Maßnahme an, um Ausgaben zu kürzen und den öffentlichen Sektor zu
reformieren, somit den Forderungen der Wirtschaft Genüge zu leisten
und den stetigen fluß der Spenden aus diesem Bereich zu sichern. Die
JNR-Privatisierung war für die LDP jedoch gleichzeitig eine geeignete
Maßnahme, um die Wählerschaft und den Steuerzahler wieder für sich zu
gewirmen, indem man zuerst das Ausmaß der Verschwendung und der
Ineffizienz bei der Japanischen Staatsbahn publik machte, um dann ein
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hartes Vorgehen dagegen zu verkünden und durchzusetzen. Mit der Stei­
gerung ihrer Popularität durch eine Maßnahme wie der Balmprivatisie­
rung komlte die Liberaldemokratische Partei gleichzeitig ein weiteres Ziel
erreichen, nämlich die Schwächung der Gewerkschaften, was einer Stär­
kung ihrer Machtposition gleichkam.

Nachteilig für die LDP bzw. für einzelne LDP-Politiker wäre es gewe­
sen, den Einfluß auf die Bahn und somit auf den Streckenbau zu verlieren.
Eine formelle Privatisierung und die damit verbundene Unternehmens­
form der Aktiengesellschaft durch Sondergesetzgebung sowie die fortbe­
stehende starke Regulierung schienen in diesem Sinne vorteilhafter als
eine Eigentumsprivatisierung. Ebensowenig wie eine vollständige Priva­
tisierung konnte es im Interesse der LDP liegen, den Schuldenabbau etwa
durch Steuererhöhungen voranzutreiben, da dies das Risiko eines erneu­
ten Popularitätsverlustes mit sich gebracht hätte.

Aus diesem Blickwinkel heraus, aus der Sichtweise der LDP, ließe sich
erklären, warum die Umstrukturierung verbunden mit einer Aufspaltung
der JNR schnell umgesetzt wurde, weswegen jedoch die Ziele der Ent­
schuldung und die Abschaffung der Einmischung von außen vernachläs­
sigt wurden. Daß dies von der LDP durchgesetzt werden konnte, liegt
zum einen in der starken Machtstellung begründet, die sie in den 1980er
Jahren innehatte. Zum anderen hängt dies auch mit ihrer Strategie zusam­
men, die es vermied, den beiden anderen Polen im Dreieck der Macht,
nämlich Wirtschaft und Bürokratie, Anlaß zu Gegenreaktionen zu geben.

Die Forderung der Privatwirtschaft war es gewesen, eine Finanzreform
ohne Ausgabenerhöhung, insbesondere ohne Steuererhöhung durchzu­
führen, sowie den öffentlichen Sektor zu reformieren, um dessen Effizienz
zu steigern. Da tatsächlich keine Steueranhebung erfolgte und der öffent­
liche Sektor insofern reformiert wurde, als die drei größten öffentlichen
Unternehmen (kosha) privatisiert wurden, blieben die unmittelbaren Inter­
essen der Wirtschaft gewahrt. Seit 199339 jedoch werden aus Wirtschafts-

39 Im Jahre 1993 wurde die LDP nach 38 Jahren an der Regierung von einer Ko­
alition aus Oppositionsparteien abgelöst. Daß die Kritik der Privatwirtschaft
an der JNR-Privatisierung just in diesem Jahr lauter wurde, mag mit dem
Machtwechsel zusammenhängen. Tatsache ist, daß u. a. aufgrund der politi­
schen Instabilität die Beziehungen im Eisernen Dreieck sehr viel komplexer ge­
worden sind, was insofern Auswirkungen auf den Prozeß der Bahnprivatisie­
rung haben könnte, als nun andere Interessen den weiteren Privatisierungsver­
lauf bestimmen. Hier zeigt sich ganz deutlich der Zusammenhang zwischen
der Bahnreform und Veränderungen in der japanischen Gesellschaft, d. h. ge­
sellschaftlichen Reformen. Die Analyse legt nahe, daß erstere nur soweit gehen
kaml, wie es die Machtverhältnisse im Eisernen Dreieck und darüber hinaus zu­
lassen.
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kreisen Stimmen lauter, die kritisieren, daß die Privatisierung der Bahn
auf halbem Wege steckengeblieben sei. Damit ist gemeint, daß bisher kei­
ne Eigenhlmsprivatisierung erfolgte. Gekoppelt werden müsse diese mit
einer weitreichenden Deregulierung, z. B. im Bereich der Fahrpreisgestal­
tung, was den JR-Gesellschaften, deren Unternehmensergebnisse sich seit
der Rezession verschlechterten, die Möglichkeit zu einer Einnahmenstei­
gerung gebe. Vor allem die drei JR-Gesellschaften auf der Hauptinsel
Honshu verlangen mehr Unternehmensfreiheit, die nach wie vor sehr ein­
geschränkt ist. Auch wird beklagt, daß die formelle Privatisierung zu ei­
ner noch stärkeren Regulierung beispielsweise im Bereich der Verwal­
tungsgenehmigungen geführt habe (YAMANOUCHI, persönliches Interview
vom 30.8.1995). Es bleibt abzuwarten, wie diese Forderungen gegen die
Interessen der Bürokratie, die für die Regulierungen zuständig ist, durch­
gesetzt werden können.

Hiermit ist der dritte Pol der Macht angesprochen, die Bürokratie, deren
Machtposition durch den Verlauf der Verwaltungsreform einschließlich
der Privatisierungen bisher nicht geschwächt wurde. Wie dargestellt,
drängten die Privatisierungen, inbesondere die der Japanischen Staats­
bahn, die ursprünglich nur einen Teil der Verwaltungsreform darstellten,
die eigentliche Reform der Bürokratie in den Hintergrund, eine Entwick­
lung, die auch in den Machtverhältnissen begründet lag. Es war einfacher,
einzelne öffentliche Unternehmen zu reformieren als einen einflußreichen
Verwaltungsapparat. Auch dies gehörte zur Strategie der LDP, die es ver­
mied, die Bürokratie direkt zu einer Gegenreaktion herauszufordern.
Durch die Privatisierung der Japanischen Staatsbahn wurde die Position
der Ministerien nicht geschwächt, sondern teilweise sogar gestärkt. Das
Verkehrsministerium hat gegenüber den aufgespaltenen JR-Gesellschaf­
ten eine einflußreichere Stellung als gegenüber der früheren Staatsbalm,
die einen großen Machtblock verkörperte. Angesichts der Verschiebun­
gen im Machtgefüge innerhalb des Eisernen Dreiecks kann sich dies jedoch
ändern, beispielsweise durch verstärkten Druck aus der Privatwirtschaft.

Abschließend läßt sich sagen, daß im Falle der Privatisierung der Japa­
nischen Staatsbahn die LDP starken Einfluß auf die Ziel- und Strategiefor­
mulierung sowie auf die Umsetzung der Maßnahmen ausübte. Sie hat ihre
eigenen Interessen durchgesetzt, jedoch nicht auf Kosten der zwei ande­
ren Machtpole, der Wirtschaft und der Bürokratie, sondern auf Kosten ih­
rer politischen Gegner und langfristig gesehen auf Kosten des
Steuerzahlers, da das Problem des Schuldenabbaus in die Zukunft ver­
schoben wurde. Die JNR-Privatisierung ist jedoch ein noch nicht abge­
schlossener Prozeß, der seit dem Jahr 1993 wiederum von veränderten
Machtverhältnissen innerhalb der japanischen Gesellschaft beeinflußt
wird.
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